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Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung der Ar- 
tikel 33, 34 und 35 des in Bonn am 26. Mai 1952 
Unterzeichneten Vertrages über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland 
(Truppenvertrag) und des Artikels 3 des am 
gleichen Tage Unterzeichneten Abkommens über 
die steuerliche Behandlung der Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder in der Fassung des in Paris am 
23. Oktober 1954 Unterzeichneten Protokolls 
über die Beendigung des Besatzungsregimes in 
der Bundesrepublik Deutschland 
(Truppenzollgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Mai 1955 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 
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Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung der Artikel 33, 34 und 35 des in Bonn am 26. Mai 1952 Unter- 
zeichneten Vertrages über die Rechte und Pflichten ausländischer Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder in der Bundesrepublik Deutschland (Truppenvertrag) und 
des Artikels 3 des am gleichen Tage Unterzeichneten Abkommens über die 
steuerliche Behandlung der Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Fassung des 
in Paris am 23. Oktober 1954 Unterzeichneten Protokolls über die Beendigung 
des Besatzungsregimes in der Bundesrepublik Deutschland (Truppenzollgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

L Gestellung von Waren, die aus dem Besitze 
der Streitkräfte oder ihrer Mitglieder 
stammen 

§ 1 

Gestellungspflichtige Waren 

(1) Die folgenden Waren sind ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie Zollgut oder Freigut sind, 
unverzüglich der zuständigen Zollstelle zu 
gestehen: 

1. Waren, deren unmittelbaren Besitz Per- 
sonen, die nicht Mitglieder der Streitkräfte 
sind, im Zollgebiet von den Streitkräften 
oder ihren Mitgliedern erlangen. Zur Ge- 
stellung verpflichtet ist derjenige, der den 
Besitz erlangt. 

2. Gefundene oder herrenlose Waren, die er- 
kennbar aus dem Besitze der Streitkräfte 
oder ihrer Mitglieder stammen, wenn sie 
nicht unverzüglich dem früheren Besitzer 
zurückgegeben w'erden. Zur Gestellung 
verpflichtet ist derjenige, der die Ware an 
sich nimmt. Er darf gefundene Waren, 
statt sie zu gestehen, an die nach den allge- 
meinen Vorschriften hierfür zuständige 
öffentliche Behörde oder Verkehrsanstalt 
abliefern. In diesem Fall hat die Behörde 
oder Verkehrsanstalt die gefundenen Wa- 
ren der zuständigen Zollstelle zu gestehen, 
bevor sie sie anderen Personen als dem 
Verlierer oder den zuständigen Behörden 
der Streitkräfte übergibt. 


3. Waren, die im unmittelbaren Besitze einer 
Person verbleiben, welche die Rechtsstel- 
lung eines Mitglieds der Streitkräfte ver- 
loren hat. Das gleiche gilt für Waren, die 
in ihrem mittelbaren Besitz verbleiben 
und nicht vom unmittelbaren Besitzer 
nach der Übergabe gemäß Nummer 1 ge- 
steht worden sind. Zur Gestellung ver- 
pflichtet ist das ehemalige Mitglied der 
Streitkräfte. 

(2) Zuständige Zohstelle im Sinne von Ab- 
satz 1 ist die Zohstelle, in deren Bezirk sich 
die Waren beim Besitzerwerb befinden. Bei 
Waren, die inländischen Unternehmern zur 
Veredelung einschließlich der Ausbesserung 
übergeben werden, ist die Zohstelle zustän- 
dig, in deren Bezirk der Betrieb liegt, der die 
Veredelungsarbeiten ausführt. Im Falle des 
Absatzes 1 Nummer 3 ist die Zohstelle zu- 
ständig, in deren Bezirk das ehemalige Mit- 
glied der Streitkräfte seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Das Haupt- 
zohamt, das der zuständigen Zohstelle über- 
geordnet Ist, kann die Gestellung bei einer 
anderen Zohstelle zulassen, erforderlichen- 
falls im Einvernehmen mit dem dieser Zoll- 
steile übergeordneten Flauptzohamt. 


§ 2 

Von der Gestellung befreite Waren 

(1) Von der Gestellung nach § 1 sind be- 
freit: 

1. Waren des freien Verkehrs, die von den 
Streitkräften oder ihren Mitgliedern nach 
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Beendigung eines Miet-, Pacht- oder son- 
stigen Besitzmittlungsverhältnisses oder auf 
Grund eines Rücktritts von einem Ver- 
trage, auf Grund einer Gewährleistungs- 
pflicht für Mängel oder zum Umtausch zu- 
rückgegeben werden. Verbrauchsteuerbare 
Waren, die von einem Herstellungsbetrieb 
unter Befreiung von der Verbrauchsteuer 
gemäß Artikel 33 Abs. 1 des Truppenver- 
trages oder Artikel 3 des Abkommens über 
die steuerliche Behandlung der Streitkräfte 
und ihrer Mitglieder an die Streitkräfte 
geliefert worden sind und von diesen zu- 
rückgegeben werden, hat der Inhaber des 
Herstellungsbetriebes bei der für seinen 
Betrieb zuständigen Zollstelle anzumelden. 

2. Nichtverbrauchsteuerbare Waren des freien 
Verkehrs, deren unmittelbarer Besitz von 
den Streitkräften einer vom Bundes- 
minister der Finanzen bezeichneten Ver- 
wertungsstelle übertragen wird. 

3. Waren, deren unmittelbarer Besitz ledig- 
lich zum Zwecke der Beförderung über- 
tragen wird; die Befreiung gilt jedoch nicht 
für Waren, die Gegenstand des Schleich- 
handels sind und bei denen der Bundes- 
minister der Finanzen die Befreiung von 
der Gestellung durch Rechtsverordnung 
ausgeschlossen hat. 

Wird eine von der Gestellung befreite 
Ware ordnungsmäßig an den Empfänger 
abgeliefert, so ist sie von diesem zu gestel- 
len, sofern er nicht den Streitkräften an- 
gehört oder aus anderen Gründen zur Ge- 
stellung nicht verpflichtet ist. Die Ware ist 
vom Beförderer zu gestehen, wenn er sie 
weder dem Empfänger noch dem Absen- 
der aushändigt. 

4. Waren, deren unmittelbarer Besitz ledig- 
lich zum Zwecke der Verwahrung übertra- 
gen wird; die Befreiung gilt jedoch nicht 
für Waren, die Gegenstand des Schleich- 
handels sind und bei denen der Bundes- 
minister der Finanzen die Befreiung von 
der Gestellung durch Rechtsverordnung 
ausgeschlossen hat. 

Wird eine von der Gestellung befreite 
Ware nach Beendigung des Verwahrungs- 
verhältnisses nicht an die Streitkräfte oder 
ihre Mitglieder zurückgegeben, so ist sie 
vom Verwahrer zu gestehen. Händigt eine 
öffentliche Verwahrungsstehe, die in ihrem 
Geschäftsbetriebe die Person des Hinter- 
legers nicht festzustehen pflegt (z. B. Ge- 
päckaufbewahrungsstehen der Eisenbahn, 
Theatergarderoben), die Ware einer nicht 


zu den Streitkräften gehörenden Person 
aus, die sich als berechtigt ausweist, so ist 
sie von dieser Person zu gestehen. 

5. Übliche Geschenke persönlicher oder häus- 
licher Art in nicht zum Handel geeigne- 
ten Mengen, deren unmittelbaren Besitz 
Mitglieder der Streitkräfte anderen Per- 
sonen übertragen. Der Bundesminister der 
Finanzen kann jedoch durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, daß Waren, die Gegen- 
stand des Schleichhandels sind, dann zu ge- 
stehen sind, wenn der Beschenkte bereits 
eine bestimmte Menge gleichartiger Waren 
im Besitz hat, für die die Eingangsabgaben 
nicht entrichtet sind. 

6. Gefundene oder herrenlose Waren im 
Werte von nicht mehr als drei deutschen 
Mark, die die Streitkräfte oder ihre Mit- 
glieder verloren oder aufgegeben haben. 

7. Waren im Besitze einer Person, die die 
Rechtstehung eines Mitglieds der Streit- 
kräfte verloren hat, sofern diese Waren 
im Falle der Einfuhr als Reisegerät oder 
zum Reiseverbrauch gemäß § 69 Abs. 1 
Nf. 25 des Zollgesetzes zollfrei wären. 

8. Nicht zum menschlichen Genuß geeignete 
Küchenabfälle aus Verpflegungseinrichtun- 
gen der Streitkräfte, die zur Viehfütterung 
bestimmt sind. 

9. Sonstige Waren, die der Bundesminister 
der Finanzen durch Rechtsverordnung ent- 
sprechend einem bestehenden Bedürfnis 
von der Gestellung befreit hat. 

(2) Sind die gemäß Absatz 1 Nummern 5 
bis 9 von der Gestellung befreiten Waren 
Zollgut, so treten sie mit der Erlangung des 
unmittelbaren Besitzes, im Falle der Num- 
mer 7 mit dem Ausscheiden der betreffenden 
Person aus den Streitkräften, ohne Zollab- 
fertigung und ohne Erhebung der Eingangs- 
abgaben in den freien Verkehr, Eine Ver- 
brauchsteuerschuld gemäß § 16 Abs. 2 ent- 
steht hinsichtlich der genannten Waren nicht. 

§ 3 

Befreiung von der Gestellung 
bei Veredelungs- und Ausbesserungsgut 

(1) Von der Gestellung nach § 1 Abs. 1 
sind befreit: 

1. Waren, deren Besitz die Streitkräfte einem 
inländischen Unternehmer übertragen, um 
sie In Ihrem Aufträge veredeln oder aus- 
bessern zu lassen, wenn es sich um gelegent- 
liche Arbeiten handwerklicher Art han- 
delt. 
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2. Waren des persönlichen oder häuslichen 
Gebrauchs, deren Besitz die Mitglieder der 
Streitkräfte einem inländischen Unterneh- 
mer übertragen, um sie in ihrem Aufträge 
veredeln oder ausbessern zu lassen. 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung die Befreiung von der Ge- 
stellung bei bestimmten Waren ausschließen, 
wenn dies zur Verhütung von volkswirt- 
schaftlichen oder finanziellen Nachteilen er- 
forderlich ist. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Waren 
bestimmter Art von der Gestellung nach § 1 
Abs. 1 zu befreien, deren Besitz die Streit- 
kräfte einem inländischen Unternehmer über- 
tragen, um sie in ihrem Aufträge in bestimm- 
ter Weise ausbessern zu lassen. 

(3) Sind die nach dem Absätzen 1 und 2 
von der Gestellung befreiten Waren Zollgut, 
so gelten sie mit der Übergabe an den Un- 
ternehmer als zu einem Zollvormerkverkehr 
abgefertigt, bei dem die Entnahme des Zoll- 
guts in den freien Verkehr ohne zollamtliche 
Mitwirkung ausgeschlossen ist. Die Bewilli- 
gung eines Zollveredelungsverkehrs ist nicht 
erforderlich. Zollschuldner der bedingten 
Einfuhrzollschuld ist der Unternehmer. Die 
bedingte Zollschuld fällt weg mit der Über- 
gabe der veredelten Waren und Abfälle an die 
zuständige Dienststelle oder das beteiligte 
Mitglied der Streitkräfte, mit der Gestellung 
bei der zuständigen Zollstelle oder dem Un- 
tergang des Zollguts. 

(4) Der Unternehmer unterliegt der Steu- 
eraufsicht. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Abfälle, die bei der Veredelung oder Aus- 
besserung der in den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Waren anfallen und dem Unterneh- 
mer überlassen werden, ohne Zollabfertigung 
und ohne Erhebung der Eingangsabgaben in 
den freien Verkehr treten, wenn sie einen 
bestimmten Wert nicht übersteigen. 

§4 

Zulassung der Anmeldung anstelle der 
Gestellung 

(1) Das Hauptzollamt, das der zuständi- 
gen Zollstelle übergeordnet ist, kann Perso- 
nen, denen die Streitkräfte oder ihre Mit- 
glieder regelmäßig den unmittelbaren Besitz 
an gleichartigen Waren übertragen, auf ihren 
Antrag von der Pflicht zur Gestellung der 


Waren gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 unter der Be- 
dingung befreien, daß sie die Waren der Zoll- 
stelle anmelden und die vom Hauptzollamt 
erlassenen Überwachungsbestimmungen ein- 
halten. 

(2) Sind diese Waren Zollgut, so entsteht 
mit der Übertragung des unmittelbaren Be- 
sitzes die Einfuhrzollschuld unbedingt, wenn 
die Waren dem Besitzer zu Eigentum über- 
tragen werden. Wird der Besitz nur vorüber- 
gehend mit der Verpflichtung zur Rückgabe 
oder zur Weiterveräußerung für Rechnung 
des Auftraggebers übertragen, so hat die 
Übergabe die gleiche Wirkung, als ob die 
Waren zu einem Zollvormerkverkehr abge- 
fertigt wären. Die damit entstandene bedingte 
Einfuhrzollschuld fällt weg, wenn die Waren 
dem Auftraggeber zurückgegeben oder der 
zuständigen Zollstelle gestellt werden oder 
untergehen; sie wird unbedingt, wenn die 
Waren veräußert oder sonst in den freien 
Verkehr entnommen werden. Zollschuldner 
ist derjenige, dem die Streitkräfte oder ihre 
Mitglieder den unmittelbaren Besitz der 
Waren übertragen. 

(3) Sind die Waren verbrauchsteuerbares 
Freigut, so gelten die Vorschriften von Ab- 
satz 2 sinngemäß für eine gemäß § 16 Abs. 2 
entstandene Verbrauchsteuerschuld. 

(4) Das Hauptzollamt kann die Vergün- 
stigung im Falle des Mißbrauchs widerrufen, 
insbesondere wenn der Begünstigte oder die 
Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner 
Pflichten bedient, die Pflicht zur Anmeldung 
oder zur Beachtung der Überwachungsbe- 
stimmungen schuldhaft verletzen. 


§5 


Befreiung der Mitglieder der Streitkräfte 
von der Verpflichtung gemäß Artikel 35 
Abs. 7 des Truppenvertrages 

Soweit Waren gemäß den §§ 2 oder 3 von 
der Gestellung befreit sind, sind die Mitglie- 
der der Streitkräfte von der Verpflichtung 
befreit, gemäß Artikel 35 Abs. 7 des Trup- 
penvertrages die zuständigen deutschen Be- 
hörden vor der Verfügung über die Waren 
zu benachrichtigen und ihre Genehmigung 
einzuholen. Das gleiche gilt, wenn sie Waren, 
die vom Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung näher bestimmt sind, an 
Personen veräußern oder zur Weiterveräuße- 
rung übergeben, die das Hauptzollamt gemäß 
§ 4 von der Verpflichtung zur Gestellung 
befreit hat. 
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§6 


Haftung für die Abgaben bei Verletzung der 
Gestellungspflicht 


Wer Waren entgegen den Vorschriften die- 
ses Gesetzes nicht gestellt, haftet, wenn er 
nicht selbst Abgabenschuldner ist, für den Be- 
trag, in dessen Höhe Zoll- und Steuereinnah- 
men verkürzt oder Zoll- und Steuervergün- 
stigungen zu Unrecht gewährt oder belassen 
werden. 


II. Abgabenrechtliche Behandlung von 
Waren, die aus dem Besitze der Streitkräfte 
oder ihrer Mitglieder stammen 

§7 

Gestellte Waren 

(1) Die Zollstelle überläßt dem Beteiligten 
die gemäß den Bestimmungen dieses Gesetzes 
gestellten Waren zur freien Verfügung, wenn 
festgestellt wird, daß sie aus dem freien Ver- 
kehr des deutschen Zollgebiets stammen und 
daß für sie Befreiung oder Vergütung von 
Zöllen, Verbrauchsteuern und Monopolab- 
gaben einschließlich der für Branntwein bei 
der Ausfuhr vorgesehenen Preisvergünstigun- 
gen nicht gewährt worden sind. 

(2) Wird bei einer verbrauchsteuerbaren 
Ware festgestellt, daß sie Freigut ist, ohne 
daß jedoch festgestellt werden kann, daß den 
Streitkräften dafür die in § 16 Abs. 1 ge- 
nannte Befreiung von der Verbrauchsteuer 
nicht gewährt worden ist, so unterliegt sie 
der Verbrauchsteuer gemäß § 16 Abs. 2. Be- 
antragt der Beteiligte, ihm die Ware 
zur freien Verfügung zu überlassen, 
so wird die gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 1 
entstehende Verbrauchsteuerschuld festge- 
stellt und ihm mit der Aufforderung zur 
Zahlung mündlich oder schriftlich mitgeteilt. 
Die Ware wird dem Beteiligten erst überlas- 
sen, wenn die Abgaben entrichtet, gestundet 
oder aufgeschoben sind. Wird der Steuerbe- 
trag nicht rechtzeitig entrichtet und wird 
auai nicht Stundung oder Zahlungsaufschub 
gewährt, so gilt der Antrag auf Überlassung 
der Ware zur freien Verfügung als nicht ge- 
stellt. Ist die Ware dem Beteiligten nur vor- 
übergehend mit der Verpflichtung zur Rück- 
gabe übergeben worden (z. B. zur Bearbei- 
tung oder Verarbeitung), so überläßt ihm die 
Zollstelle die Ware auf seinen Antrag zu dem 
angegebenen Zwecke. Hierdurch entsteht die 
Verbrauchsteuerschuld bedingt. Sie fällt weg 
mit der Rückgabe der Ware oder der daraus 


hergestellten Erzeugnisse und etwaiger Ab- 
fälle. Der Beteiligte hat auf Erfordern Sicher- 
heit zu leisten und unterliegt der Steuerauf- 
sicht, Er hat der Zollstelle binnen einer be- 
stimmten Frist die Rückgabe der Ware oder 
der daraus hergestellten Erzeugnisse und der 
entstandenen Abfälle oder ihren Untergang 
nachzuweisen oder sie wiederzugestellen. An- 
dernfalls hat er die Abgaben zu entrichten. 

(3) Waren, bei denen nicht festgestellt wer- 
den kann, daß sie Freigut sind, sind als Zoll- 
gut nach den allgemeinen Vorschriften des 
Zollrechts zu behandeln, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Die Wa- 
ren unterliegen den für die Einfuhr gleichar- 
tiger Waren geltenden Einfuhrverboten und 
-beschränkungen. 


§8 

Nicht gestellte Waren 

(1) Waren, die entgegen den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht gestellt worden sind 
oder die dem Besitze der Streitkräfte oder 
ihrer Mitglieder oder der Personen, die die 
Waren für diese befördern oder verwahren, 
ohne deren Willen entzogen worden sind, 
oder über die die Mitglieder der Streitkräfte 
unter Verletzung der Vorschriften des Arti- 
kels 35 Abs. 7 des Truppenvertrages in Ver- 
bindung mit § 5 dieses Gesetzes verfügt 
haben, sind, wenn nicht festgestellt wird, daß 
sie Freigut sind, als Zollgut zu behandeln, 
über das vorschriftswidrig verfügt worden 
ist (§ 45 Abs. 1 Nr. 2 des Zollgesetzes). 

(2) Wird bei einer in Absatz 1 bezeichne- 
ten verbrauchsteuerbaren Ware festgestellt, 
daß sie Freigut ist, ohne daß jedoch festge- 
stellt werden kann, daß den Streitkräften da- 
für die in § 16 Abs. 1 genannte Befreiung 
von der Verbrauchsteuer nicht gewährt wor- 
den ist, so ist die Ware gemäß § 16 Abs, 2 
Nr. 2 oder 3 zu behandeln. 


§9 


Waren, die vor dem Inkrafttreten des 
Truppenvertrages in den Besitz der 
Streitkräfte oder ihrer Mitglieder 
gelangt sind 

Die Bestimmungen der §§ 7 und 8 sind 
auch auf die Waren anzuwenden, die vor dem 
Inkrafttreten des Truppenvertrages in den 
Besitz der Streitkräfte oder ihrer Mitglieder 
gelangt sind. Verbrauchsteuerbare Waren, die 
vor dem Inkrafttreten des Truppenvertrages 
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an die Streitkräfte unter Befreiung von der 
Verbrauchsteuer geliefert worden sind, für 
die jedoch gemäß Artikel 33 Abs. 1 Satz 2 
des Truppenvertrages eine Steuerbefreiung 
nicht vorgesehen ist, sind als Zollgut zu be- 
handeln. 

§ 10 

Zollgut ehemaliger Mitglieder 
der Streitkräfte 

Auf Zollgut, das Im Besitze von Personen 
verbleibt, die die Rechtsstellung eines Mit- 
glieds der Streitkräfte verloren haben (§ 1 
Abs. 1 Nr. 3) und im Zollgebiet ihren Wohn- 
sitz nehmen oder beibehalten, finden die 
Vorschriften von § 69 Abs. 1 Nr. 27 des 
Zollgesetzes über das Übersiedlungsgut An- 
ziehender entsprechende Anwendung, soweit 
es nicht gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 7 von der Ge- 
stellung befreit ist. 

§ 11 

Ermächtigung zur Festsetzung von Abgaben- 
durchschnittssätzen und zum Erlaß der 
Abgaben 

(1) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung zur Ab- 
geltung des Einfuhrzolls und der Umsatz- 
ausgleichsteuer Abgabendurchschnittssätze ab- 
weichend von den Zollsätzen des Zolltarifs 
und den Sätzen der Ausgleichsteuerordnung 
festzusetzen für 

1. Zusammenstellungen von Waren verschie- 
dener Art, die die Streitkräfte als entbehr- 
lich aus Versorgungslagern oder ähnlichen 
Einrichtungen zu einem Gesamtpreis ver- 
äußern; 

2. Abfälle, die bei der Veredelung oder Aus- 
besserung von Waren, die den Streitkräf- 
ten oder ihren Mitgliedern gehören, an- 
fallen; 

3. gebrauchte Gegenstände des persönlichen 
oder häuslichen Bedarfs, die von Mitglie- 
dern der Streitkräfte an Personen oder 
Unternehmen veräußert oder zur Wei- 
terveräußerung übergeben werden, die von 
den Hauptzollämtern besonders zugelassen 
worden sind. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
weiter ermächtigt, 

a) Bestimmungen über den Erlaß des Ein- 
fuhrzolls und der Umsatzausgleichsteuer 
für Waren zu erlassen, die gemäß § 15 


aus dem zollrechtlich freien Verkehr an 
die Streitkräfte geliefert worden sind und 
von diesen veräußert oder an den Lie- 
ferer zurückgegeben werden; 

b) Bestimmungen über den Erlaß von Ver- 
brauchsteuern für die unter Buchstabe a 
bezelchneten Waren zu erlassen, die von 
den Streitkräften an den Lieferer zurück- 
gegeben und in einen inländischen 
Herstellungsbetrieb wieder aufgenommen 
werden. 

IIL Abgabenbegünstigte Lieferung von Waren 
an die Streitkräfte und ihre Mitglieder 
im Zollgebiet 

§ 12 

Lieferung von Zollgut an die Streitkräfte 

(1) Wer an die Streitkräfte Zollgut im 
Zollgebiet ohne Entrichtung der Eingangs- 
abgaben liefern will, hat der zuständigen 
Zollstelle nachzuweisen, daß der Lieferung 
ein Vertrag mit einer amtlichen Beschaffungs- 
stelle der Streitkräfte zugrunde liegt, der eine 
Zahlung des Entgelts in der Währung des 
Heimatlandes der beteiligten Streitkraft vor- 
sieht. Er hat die Abfertigung des Zollguts 
zur Weitergabe an die Streitkräfte zu bean- 
tragen. 

(2) Die Abfertigung des Zollguts zur Wei- 
tergabe an die Streitkräfte hat die gleiche 
Wirkung wie die Abfertigung zu einem Zoll- 
vormerkverkehr mit der Folge, daß die Ein- 
fuhrzollschuld bedingt entsteht. Die bedingte 
Einfuhrzollschuld fallt dadurch weg, daß das 
Zollgut der empfangsberechtigten Dienststelle 
der Streitkräfte übergeben und das Entgelt 
in der Währung ihres Heimatlandes gezahlt 
wird. 

(3) Befindet sich das Zollgut, das an die 
In Absatz 1 genannten Stellen geliefert wer- 
den soll, bereits in einem Zollvormerkver- 
kehr, so kann es der zuständigen Zollstelle 
vorgeführt werden mit dem Antrag, die Lie- 
ferung im Rahmen des bestehenden Zollvor- 
merkverkehrs zuzulassen. Wird diesem An- 
trag stattgegeben, so gilt für die bedingte 
Einfuhrzollschuld des Antragstellers, die auf 
das zu liefernde Zollgut entfällt, Absatz 2 
Satz 2 entsprechend. 

(4) Soll regelmäßig Zollgut gleicher Art 
aus einem Zollvormerkverkehr an die Streit- 
kräfte geliefert werden, so kann das Haupt- 
zollamt die Lieferung des Zollguts im Rah- 
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men des bestehenden Zollvormerkverkehrs 
unter den von ihm angeordneten Sicherungs- 
maßnahmen allgemein zulassen und die Vor- 
führung des Zollguts bei der Zollstelle unter 
der Bedingung erlassen, daß die Gattung und 
Menge des Zollguts durch auf Zolltreue ver- 
pflichtete Personen festgestellt werden. 

(5) Soweit die Übergabe des Zollguts an 
die empfangsberechtigte Dienststelle und die 
Zahlung des Entgelts in der Währung des 
Heimatlandes der Streitkräfte oder der Un- 
tergang des Zollguts nicht Innerhalb einer 
von der Zollstelle gesetzten Frist nachgewie- 
sen oder das Zollgut nicht wiedergestellt 
wird, wird vermutet, daß es In den freien 
Verkehr getreten ist. 

(6) Für die Zollschuld kann Sicherheit ge- 
fordert werden. 

(7) Die vorstehenden Bestimmungen gelten 
entsprechend für die sonstigen Eingangsab- 
gaben, denen das Zollgut unterliegt. 

§ 13 

Lieferung von Kraftfahrzeugen ausländischen 
Ursprungs an die Mitglieder der Streitkräfte 

(1) Zollhängige Kraftfahrzeuge ausländi- 
schen Ursprungs können an die Mitglieder 
der Streitkräfte ohne Entrichtung der Ein- 
gangsabgaben aus Zolleigenlagern, Zollvor- 
merklagern oder aus Zollveredelungsverkeh- 
ren geliefert werden, wenn die zuständigen 
Behörden der Streitkräfte den Erwerb des 
Kraftfahrzeugs durch das betreffende Mit- 
glied der Streitkräfte genehmigt haben und 
das Entgelt in der Währung des Heimatlan- 
des der Streitkräfte gezahlt wird. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung die Gewäh- 
rung der Abgabenvergünstigung nach Absatz 1 
davon abhängig machen, daß das Entgelt 
für das Kraftfahrzeug statt in der Währung 
des Heimatlandes der in Betracht kommen- 
den Streitkraft In der Währung des Einkaufs- 
oder Herstellungslandes des Kraftfahrzeugs 
gezahlt wird. 

(3) Für die Lieferung gelten die Bestim- 
mungen des § 12 sinngemäß. 

§ 14 

Zollveredelung für die Streitkräfte oder ihre 
Mitglieder 

(1) Das über eine Lagerbehandlung hin- 
ausgehende Bearbeiten oder Verarbeiten von 


Zollgut, das den Streitkräften oder ihren 
Mitgliedern gehört oder das zur Lieferung 
an die Streitkräfte, Im Falle des § 13 auch 
an ihre Mitglieder, gegen Zahlung In der 
Währung ihres Heimatlandes bestimmt ist, 
gilt als Zollveredelung im Sinne von § 16 
Abs. 4 des Zollgesetzes. 

(2) Die Lieferung von Zollgut, das zu 
einem Eigenveredelungsverkehr abgefertigt 
worden ist, an die Streitkräfte richtet sich 
nach den Bestimmungen des § 12. 

(3) Soll Zollgut, das den Streitkräften oder 
ihren Mitgliedern gehört und zum Zwecke 
der Lohnveredelung zum Zollvormerkver- 
kehr abgefertigt worden ist, an die Streit- 
kräfte oder ihre Mitglieder im Zollgebiet zu- 
rückgeliefert werden, so hat es der Veredeler 
der zuständigen Zollstelle vorzuführen mit 
dem Antrag, die Rückgabe im Rahmen des 
bestehenden Zollvormerkverkehrs zu geneh- 
migen. Wird diesem Antrag stattgegeben, so 
fällt die auf das zurückzugebende Zollgut 
entfallende Einfuhrzollschuld des Veredelers 
dadurch weg, daß das Zollgut der empfangs- 
berechtigten Dienststelle oder dem beteiligten 
Mitglied der Streitkräfte übergeben wird. 
Wird regelmäßig Zollgut gleicher Art für die 
Streitkräfte veredelt, so kann das Hauptzoll- 
amt die in § 12 Abs. 4 vorgesehenen Erleich- 
terungen zulassen. 

(4) Soll Zollgut, das den Streitkräften oder 
ihren Mitgliedern gehört und zum Zwecke 
der Lohnveredelung unter Zollraumverschluß 
oder Zollbewachung abgefertigt worden Ist, 
an die Streitkräfte oder ihre Mitglieder zu- 
rückgeliefert werden, so hat der Veredeler die 
Abfertigung des Zollguts zur Rückgabe an 
diese zu beantragen. Für die Abfertigung des 
Zollguts gilt § 12 Abs. 2 und 6 mit der Maß- 
gabe, daß die bedingte Einfuhrzollschuld mit 
der Rückgabe des Zollguts wegfällt. 

(5) Soweit die Rückgabe des In den Ab- 
sätzen 3 und 4 bezelchneten Zollguts an die 
empfangsberechtigte Dienststelle oder das be- 
teiligte Mitglied der Streitkräfte oder der 
Untergang des Zollguts nicht innerhalb einer 
von der Zollstelle gesetzten Frist nachgewie- 
sen oder das Zollgut nicht wiedergestellt wird, 
wird vermutet, daß es in den freien Verkehr 
getreten ist. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, im Verwaltungswege die Einfuhr- 
zollschuld für Zollgut zu erlassen, das im 
Aufträge eines im Zollausland ansässigen 
Auftraggebers im Zollveredelungsverkehr 
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veredelt und an die Streitkräfte geliefert wor- 
den ist. Er kann dies davon abhängig machen, 
daß der Veredekmgslohn in der Währung 
des Heimatlandes der beteiligten Streitkraft 
gezahlt wird. Voraussetzung ist, daß die Aus- 
führung der Veredelungsarbeit für die betei- 
ligten Gewerbe wesentliche Vorteile mit sich 
bringt, ohne andere Gewerbe zu benachteili- 
gen, oder daß die Vorteile vom Standpunkt 
der gesamten Volkswirtschaft betrachtet ge- 
genüber den Nachteilen erheblich überwie- 
gen. Der Bundesminister der Finanzen kann 
die Befugnis auf nachgeordnete Zollbehörden 
übertragen. 

(7) Die vorstehenden Bestimmungen gel- 
ten entsprechend für die sonstigen Eingangs- 
abgaben, denen das Zollgut unterliegt. 


§ 15 

Lieferung von Waren des zollrechtlich freien 
Verkehrs an die Streitkräfte unter Inan- 
spruchnahme von Abgabenbefreiungen, Ab- 
gabenvergütungen oder Preisvergünstigun- 
gen, die bei der Ausfuhr vorgesehen sind 

(1) Wer an die Streitkräfte im Zollgebiet 
Waren des zollrechtlich freien Verkehrs un- 
ter Inanspruchnahme der Abgabenbefreiun- 
gen oder -Vergütungen oder Preisvergün- 
stigungen liefern will, wie sie in den Zoll-, 
Verbrauchsteucr- und Monopolgesetzen im 
Falle der Ausfuhr schlechthin oder der Aus- 
fuhr zum endgültigen Verbleib oder Ver- 
brauch im Zollausland vorgesehen sind, hat 
der zuständigen Zollstelle nachzuweisen, daß 
der Lieferung ein Vertrag mit einer amt- 
lichen Beschaffungsstelle der Streitkräfte zu- 
grunde liegt, der eine Zahlung des Entgelts 
in der Wahrung des Heimatlandes der be- 
teiligten Streitkraft vorsieht. Er hat die Ab- 
fertigung der Waren zur Weitergabe an die 
Streitkräfte zu beantragen. 

(2) Die Waren gelten im Sinne der in Ab- 
satz 1 Satz 1 genannten Gesetze als ordnungs- 
mäßig ausgeführt, wenn sie von der zustän- 
digen Zollstelle zur Weitergabe an die Streit- 
kräfte abgefertigt worden sind und der Zoll- 
stelle nachgewiesen wird, daß sie der emp- 
fangsberechtigten Dienststelle der Streit- 
kräfte übergeben worden sind und das Ent- 
gelt in der Währung des Heimatlandes der 
beteiligten Streitkräfte gezahlt worden ist. 
Mit dem Eintritt dieser Bedingungen wer- 
den die Waren Zollgut. 


(3) Sollen regelmäßig Waren gleicher Art 
an die Streitkräfte geliefert werden, so kann 
das Hauptzollamt für die Abfertigung der 
Waren zur Weitergabe an die Streitkräfte Er- 
leichterungen zulassen. Es kann insbesondere 
zulassen, daß die Gattung und Menge der ge- 
lieferten Waren durch auf Zolltreue verpflich- 
tete Personen festgestellt werden. 

§ 16 

Lieferung von verbrauchsteuerbaren Waren 
an die Streitkräfte unter Inanspruchnahme 
von Steuerbefreiungen 

(1) Für verbrauchsteuerbare Waren, die 
die Streitkräfte unter Inanspruchnahme der 
Steuerbefreiung gemäß Artikel 33 Abs. 1 des 
Truppenvertrages oder gemäß Artikel 3 des 
Abkommens über die steuerliche Behandlung 
der Streitkräfte und ihrer Mitglieder unmit- 
telbar aus einem inländischen Herstellungs- 
betrieb beziehen, fällt die mit der Entfernung 
der Waren aus dem Herstellungsbetrieb ent- 
standene Steuerschuld weg, wenn die Waren 
in den Besitz der empfangsberechtigten 
Dienststelle der Streitkräfte gelangt sind. 

(2) Es entsteht eine neue Steuerschuld, 
wenn die Waren 

1. von den Streitkräften oder ihren Mitglie- 
dern einer anderen Person übergeben wor- 
den sind und dieser auf Ihren Antrag von 
der Zollstelle, bei der sie gestellt worden 
sind, gemäß § 7 Abs. 2 Satz 3 oder 5 
überlassen werden, 

2. entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht der zuständigen Zollstelle gestellt 
werden, 

3. dem Besitze der Streitkräfte oder Ihrer 
Mitglieder oder der Personen, die die Waren 
für diese befördern oder verwahren, ohne 
deren Willen entzogen werden. 

(3) Steuerschuldner ist 

l.im Falle des Absatzes 2 Nummer 1 derje- 
nige, der die Überlassung der Waren bei 
der Zollstelle beantragt, 

2. Im Falle des Absatzes 2 Nummer 2 derje- 
nige, der die vorgeschriebene Gestellung 
unterläßt, 

3. Im Falle des Absatzes 2 Nummer 3 derje- 
nige, der den Besitz entzieht. 

(4) Für die Bemessung der Steuerschuld 
und ihre Fälligkeit gelten die Vorschriften, 
die in den Verbrauchsteuergesetzen bei der 
Einfuhr derartiger Waren vorgesehen sind. 
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S 17 


Sonderbestimmungen über die Lieferung 
von Mineralöl 


(1) Für Mineralöle der Nr. 27 lOB 1, C 
und D des Zolltarifs, die die Streitkräfte ge- 
gen Zahlung des Kaufpreises In der Währung 
Ihres Heimatlandes gekauft haben und die 
daraufhin an die zum Bezüge berechtigten 
Dienststellen oder Mitglieder der Streitkräfte 
aus dem freien Verkehr des Zollgebiets gegen 
besondere Gutscheine abgegeben worden 
sind, werden die Zollvergütungen gewährt, 
die im Falle der Ausfuhr der betreffenden 
Erzeugnisse zum endgültigen Verbleib oder 
Verbraudi im Zollausland vorgesehen sind. 
Außerdem wird die auf die betreffenden Er- 
zeugnisse entfallende Mineralölsteuer ver- 
gütet. 

(2) Vergütungsberechtigt ist, wer den 
Kaufvertrag mit den Streitkräften abgeschlos- 
sen hat. Er hat mit dem Anträge auf Gewäh- 
rung der Vergütung die entwerteten Gut- 
scheine vorzulegen und nachzuweisen, daß 
der Kaufpreis in der Währung des Heimat- 
landes der Streitkräfte Im Inland gezahlt 
worden ist. 

(3) Mineralöl, das gemäß Absatz 1 an die 
Dienststellen oder Mitglieder der Streitkräfte 
abgegeben worden Ist, gilt mit der Übergabe 
als Zollgut, das von den Streitkräften oder 
ihren Mitgliedern gemäß Artikel 34 Abs. 2 
oder Artikel 35 Abs. 4 des Truppenvertrages 
eingeführt worden ist. 


IV. Erleichterte Zollbeförderung von Waren 
der Streitkräfte Im Anschluß an die Ver- 
bringung ins Bundesgebiet oder an ein 
Zollanweisungsverfahren 

§ 18 

(1) Wenn Waren, die den Streitkräften ge- 
hören oder die für ihren eigenen Gebrauch 
oder den ihrer Mitglieder bestimmt sind, 
nach ihrer Verbringung in das Bundesgebiet 
der zuständigen Zollstelle gemäß Artikel 34 
Abs. 3 und 5 des Truppenvertrages In Ver- 
bindung mit § 13 des Zollgesetzes unter Vor- 
lage einer amtlichen Bescheinigung der Streit- 
kräfte gestellt worden sind, so können sie 
von der Zollstelle ohne Abfertigung zum 
Zollanweisungsverfahren dem Warenführer 
oder einem anderen zur Beförderung an die 


empfangsberechtigte Dienststelle der Streit- 
kräfte überlassen werden. In diesem Falle 
haftet der Betreffende für die Eingangsab- 
gaben nach der höchsten in Betracht kom- 
menden Abgabenbelastung, wenn die Wa- 
ren nicht oder nicht ordnungsmäßig einer 
empfangsberechtigten Dienststelle der Streit- 
kräfte übergeben oder einer Zollstelle wie- 
dergestellt werden. Er hat auf Erfordern 
Sicherheit zu leisten. Der Bundesminister 
der Finanzen kann bestimmen, daß die 
Haftung unter bestimmten Voraussetzun- 
gen auf einen anderen Warenführer übergeht, 
der die Waren in Kenntnis ihrer Eigenschaft 
übernimmt. 

(2) Das gleiche gilt, wenn Zollgut nach 
Abfertigung im Zollanweisungsverfahren 
unter Vorlage einer amtlichen Bescheinigung 
der Streitkräfte einer Zollstelle wiedergestellt 
und von dieser dem Warenführer oder einem 
Dritten zur Beförderung an die empfangsbe- 
rechtigte Dienststelle der Streitkräfte über- 
lassen wird. 

(3) Der Haftende hat die Abgaben zu ent- 
richten, wenn nicht binnen der von der Zoll- 
stelle gesetzten Frist nachgewiesen wird, daß 
die Waren der empfangsbereditigten Dienst- 
stelle der Streitkräfte übergeben oder einer 
Zollstelle wiedergestellt worden sind, oder 
festgestellt wird, daß aus anderen Gründen 
eine Abgabenschuld nicht entstanden ist. 


V. Bestimmungen über den Streitkräften 
gleichgestellte Organisationen und Unter- 
nehmen sowie deren Angestellte 

§ 19 

(1) Die vorstehenden Bestimmungen gel- 
ten entsprechend, wenn anstelle der Streit- 
kräfte und ihrer Mitglieder Organisationen 
oder Unternehmen und ihre Angestellten be- 
teiligt sind, die den Streitkräften oder ihren 
Mitgliedern gemäß Artikel 36 des Truppen- 
vertrages in der in Betracht kommenden 
Hinsldit gleichgestellt sind. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen gibt 
bekannt, welche Organisationen der Unter- 
nehmen und welche von deren Angestellten 
den Streitkräften und deren Mitgliedern in 
zoll-, verbrauchsteuer- und monopolrecht- 
licher Hinsicht gleichgestellt sind und weldie 
Vorrechte ihnen zustehen. 
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VI, Schlußvorschriften 
§ 20 

Ermächtigungen der Bundesregierung und 
des Bundesministers der Finanzen zum Erlaß 
von Durchführungsvorschriften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung des Artikels 33 Abs. 2 
Unterabsätze b und c des Truppenvertrages 
den Umfang der Umsatzsteuervergütung und 
das Befreiungs- und Vergütungsverfahren 
entsprechend den jeweils geltenden allgemei- 
nen umsatzsteuerrechtliAen Vorschriften 
durch Rechtsverordnung zu regeln; dabei 
sind Abweichungen zulässig, die sich daraus 
ergeben, daß nach Artikel 33 Abs. 2 des 
Truppenvertrages 

a) Umsatzsteuervergütung nur nach Verein- 
nahmung des Entgelts in der Währung 
des Heimatlandes der beteiligten Streit- 
kräfte und 

b) Umsatzsteuerbefreiung und Umsatzsteuer- 
vergütung ohne Ausfuhr des Liefergegen- 
standes 

gewährt werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, zur Durchführung dieses Gesetzes 
durch Rechtsverordnung 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten Pflich- 
ten, soweit es sich nicht um Pflichten han- 
delt, die den Amtsträgern der Zollverwal- 
tung (§ 22 Reichsabgabenordnung) in die- 
ser Eigenschaft obliegen, näher zu bestim- 
men; 


2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
zu erläutern; 

3. das Verfahren zu regeln 

a) bei der in diesem Gesetz vorgeschrie- 
benen Gestellung von Waren, 

b) bei der Lieferung von Waren an die 
Streitkräfte, die ihnen gemäß Artikel 
36 des Truppenvertrages gleichgestell- 
ten Organisationen oder die Mitglieder 
der Streitkräfte, soweit dabei die In 
Artikel 33 Abs. 1 und Artikel 34 Abs. 2 
Satz 2 des Truppenvertrages, in Artikel 
3 des Abkommens über die steuerliche 
Behandlung der Streitkräfte und Ihrer 
Mitglieder und in den §§ 13 und 17 
dieses Gesetzes vorgesehenen Abgaben- 
und Preisvergünstigungen in Anspruch 
genommen werden; 

4. die Anwendung der Vorschriften dieses 
Gesetzes auf die Überlassung von Zollgut 
oder verbrauchsteuerbarem Freigut an die 
Streitkräfte oder Ihre Mitglieder oder an 
andere Personen zu regeln. 

§ 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem in 
Paris am 23. Oktober 1954 Unterzeichneten 
Protokoll über die Beendigung des Besat- 
zungsregimes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft. Es gilt nicht im Land Berlin, 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Durch die Anwesenheit ausländischer 
Streitkräfte und ihrer Mitglieder in der Bun- 
desrepublik Deutschland haben sich in zoll- 
und verbrauchstcuerrechtlicher Hinsicht Ver- 
hältnisse ergeben, mit denen bei der Schaf- 
fung des Zollgesetzes vom 20. März 1939 
nicht gerechnet werden konnte. Nach der 
Absicht des Zollgesetzes soll Zollgut, das über 
die Zollgrenze in das Zollgebiet eingebracht 
worden ist, alsbald einem Zollverfahren zu- 
geführt werden. Zu diesem Zweck wird dem 
Warenführer, der das Zollgut über die Zoll- 
grenze verbringt, die Pflicht auferlegt, das 
Zollgut der zuständigen Zollstelle zu gestel- 
len. Die Zollstelle fertigt dann entweder auf 
Antrag die eingebrachten Waren zum freien 
Verkehr ab oder sichert sie vorläufig. Die 
Sicherung geschieht entweder durch Abfer- 
tigung zu einem vorläufigen Zollverfahren, 
wenn ein entsprechender Antrag gestellt 
wird, oder, so lange kein Antrag gestellt ist, 
dadurch, daß die Zollstelle die Waren selbst 
in Besitz nimmt oder anderen Personen 
überläßt (§15 des Zollgesetzes). Diese ande- 
ren Personen haften dann gemäß § 15 Abs. 5 
des Zollgesetzes für den Zoll von Waren, die 
bis zum Beginn des Zollverfahrens abhanden 
gekommen sind. Wird bei der Abfertigung 
zu einem vorläufigen Zollverfahren oder auf 
Grund von § 15 des Zollgesetzes die Ware 
dem ZollbeteIHgten oder einer anderen Per- 
son überlassen, so sind die Zollbehörden auf 
Grund der Abfertigungsunterlagen und der 
getroffenen Überwachungsmaßnahmen im- 
stande, sich über das weitere zollrechtliche 
Schicksal der Ware zu vergewissern. Diese 
Möglichkeit besteht bei Waren, die sich im 
Besitze der in der Bundesrepublik stationier- 
ten Streitkräfte und ihrer Mitglieder befin- 
den, im allgemeinen nicht. Infolgedessen ist 
die Gefahr groß, daß derartige Waren ent- 
gegen ihrer Zweckbestimmung in die deut- 
sche Wirtsdiaft gelangen. Um dieser Gefahr 
begegnen zu können, ist unter der Geltung 
des Besatzungsregimes in der Rechtsprechung 
die These entwickelt worden, daß die Waren 
in der Hand der Besatzungsmächte oder ihrer 
Mitglieder als außerhalb des Hoheitsgebietes 
und damit des Zollgebietes der Bundesrepu- 
blik befindlich zu betrachten seien und daß 
ihre Weitergabe an andere Personen als Ein- 
fuhr über die (fiktive) Zollgrenze zu behan- 
deln sei, die die Besatzungsmächte und ihr 
Eigentum umgebe. Daraus wurde weiterhin 


gefolgert, daß die Personen, die die Einfuhr 
über die (fiktive) Zollgrenze vornehmen, ge- 
mäß § 13 des Zollgesetzes zur Gestellung der 
Waren bei der nächstgelegenen Zollstelle ver- 
pflichtet seien. Diese These Ist in der Recht- 
sprechung Insoweit herrschend geworden, als 
es sich um die Veräußerung von Waren aus 
dem Besitz der Besatzungsmächte und ihrer 
Mitglieder an andere Personen im Zollgebiet 
handelt. Sie liegt auch dem Runderlaß des 
Bundesministers der Finanzen vom 25. Ja- 
nuar 1951 III Z 2200 — 3/51 (Bundeszollblatt 
S. 58) zugrunde, der Im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten ergangen ist. Die These, 
daß demgemäß umgekehrt die Veräußerung 
von Waren im Zollgebiet an die Streitkräfte 
als Ausfuhr anzusehen sei, war jedoch ins- 
besondere in verbrauchsteuerrechtlicher und 
audi in umsatzsteuerrechtlicher Hinsicht 
stets bestritten. Der Beseitigung dieser 
Schwierigkeiten durch eine gesetzliche Rege- 
lung stand bisher die Unsicherheit der zum 
großen Teil auf dem ungeschriebenen Völker- 
recht beruhenden Rechtslage entgegen. 

Nachdem die Rechtslage in völkerrechtlicher 
Hinsicht jedoch durdi das in Paris am 
23. Oktober 1954 Unterzeichnete Protokoll 
über die Beendigung des Besatzungsregimes 
In Deutschland und die dazugehörenden Ver- 
träge geregelt ist, besteht nunmehr die Mög- 
lichkeit, in Übereinstimmung mit den Be- 
stlrnmungen dieser Verträge die Rechte und 
Pflichten der Personen zu regeln, die dem 
deutsdien Zoll- und Verbrauchsteuerrecht 
unterstehen. Ziel dieser Regelung muß sein: 

a) die Beziehungen der Bevölkerung und 
der Wirtschaft des Bundesgebietes zu den 
Streitkräften und Ihren Mitgliedern in 
einer den Lebensbedürfnissen entspre- 
chenden Weise zu regeln, 

b) der Sicherheit des Rechtsverkehrs zu die- 
nen, indem die zoll- und verbrauchsteu- 
errechtlichen Verhältnisse der Waren im 
Besitze der Streitkräfte und damit die 
Rechtsfolgen ihres Besitzübergangs an an- 
dere Personen klargestellt werden, 

c) die notwendigen Vorkehrungen zu tref- 
fen, um die Verkürzung von Zöllen und 
Verbrauchsteuern für Waren, die aus dem 
Besitz der Streitkräfte oder ihrer Mit- 
glieder in den Besitz anderer Personen ge- 
langen, in möglichst großem Umfange 
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verhindern oder wenigstens wirksam ver- 
folgen zu können. 

2. Nach den Bestimmungen des Truppen- 
vertrages können die Streitkräfte und ihre 
Mitglieder nicht mehr als außerhalb des Zoll- 
gebietes befindlich angesehen werden. Die 
Streitkräfte als Organisationen sind zwar 
nach Art. 34 Abs. 1 des Truppenvertrages 
grundsätzlich von der deutschen Zollgesetz- 
gebung und -kontrolle befreit. Diese Befrei- 
ung ist jedodi im Gegensatz zum bisherigen 
Zustande nicht mehr unbegrenzt, sondern 
gilt nur nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Truppenvertrages und etwaiger sonstiger 
Abkommen. Dieser Regelung des Truppen- 
vertrages liegt offenbar die Vorstellung zu- 
grunde, daß sich die deutsche Gebietshoheit 
grundsätzlich auch auf die Streitkräfte be- 
zieht. Andernfalls bestünde keine Veranlas- 
sung dafür, die Streitkräfte von der deut- 
schen Zollgesetzgebung und -kontrolle aus- 
drücklich auszunehmen. Es ist demnach die 
Auffassung berechtigt, daß die Streitkräfte 
nach dem Truppenvertrag als im deutschen 
Zollgebiet befindlich anzusehen sind und nur 
persönlich nicht der deutschen Zollgesetzge- 
bung unterliegen, soweit nicht durch den 
Truppenvertrag etwas Gegenteiliges verein- 
bart ist. Hiernach können insbesondere die 
Streitkräfte nicht Zollschuldner werden. 
Auch sonstige Pflichten, die der Zollbetei- 
ligte nach der deutschen Zollgesetzgebung 
hat, gelten für die Streitkräfte nur, soweit 
sie nach dem Truppenvertrag als vertragliche 
Pflichten vereinbart worden sind. 

Daraus folgt, daß die Ausnahme der Streit- 
kräfte von der deutschen Zollgesetzgebung 
hinsichtlich der in ihrer Hand befindlichen 
Waren nur insoweit gilt, als sich aus dem Be- 
sitz der Waren zollrechtliche Verpflichtungen 
des Besitzers ergeben. Die Waren selbst sind 
dagegen von der deutschen Zollgesetzgebung 
nicht ausgenommen. Daß sie insbesondere 
nicht als außerhalb des Zollgebietes befind- 
lich betrachtet werden können, ergibt sich 
aus Art. 34 Abs. 2 Satz 2. Nach dieser Vor- 
schrift sollen die Waren, die von den Streit- 
kräften im Bundesgebiet gegen Zahlung in 
der Währung ihres Heimatlandes erworben 
sind, im Sinne dieses Artikels als aus dem 
Bundesgebiet ausgeführt und durch die 
Streitkräfte eingeführt — also als im Zoll- 
gebiet befindlich — behandelt werden. Dem- 
nach gelten für die Waren, die von den 
Streitkräften in das Zollgebiet eingebracht 
werden, die allgemeinen Regeln des deut- 
schen Zollrechts. Die Waren werden mit dem 


Eingang über die Zollgrenze zollhängig und 
damit Zollgut (§ 6 Abs. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes). 

Eine dieser Annahme entgegenstehende Be- 
stimmung ist aus dem Truppenvertrag nicht 
zu entnehmen. Insbesondere sind die von den 
Streitkräften eingebrachten Waren nicht von 
der Gestellung befreit, was gemäß § 6 

Abs. 2 Satz 3 und § 13 des Zollgesetzes zur 
Folge haben würde, daß sie bei der Einfuhr 
nicht Zollgut sein würden. Für die Sendun- 
gen der Streitkräfte, die auf andere Weise als 
mit ihren dienstlichen Transportmitteln be- 
fördert werden, ist in Art. 34 Abs. 5 des 
Truppenvertrages ausdrücklich bestimmt, daß 
sie der normalen deutschen Zollabfertigung 
— und somit auch der Gestellung gemäß § 13 
des Zollgesetzes — unterliegen. Die Sendun- 
gen, die mit den dienstlichen Transportmit- 
teln der Streitkräfte eingebracht werden, 
sind im Gegensatz hierzu nach Art. 34 Abs. 4 
der Zollkontrolle durch die Behörden der 
Streitkräfte Vorbehalten, so daß eine Gestel- 
lung bei den deutschen Zollbehörden nicht 
verlangt werden kann. Dies ist jedoch als 
Ausfluß der Tatsache zu werten, daß die 
Streitkräfte in Ihrer Eigenschaft als Waren- 
führer nicht der Pflicht zur Gestellung ge- 
mäß § 13 des Zollgesetzes unterliegen. Die 
Waren selbst dagegen wären von jedem an- 
deren Warenführer zu gestehen. Sie sind des- 
halb nicht als solche von der Gestellung be- 
freit und werden daher gemäß § 6 des Zoll- 
gesetzes mit dem Eingang in das Zollgebiet 
Zollgut. 

Daß auf Waren, die sich in der Hand der 
Mitglieder der Streitkräfte befinden, die Vor- 
schriften des Zollgesetzes Anwendung finden, 
ergibt sich aus Art. 35 Abs. 1 des Truppen- 
vertrages, wonach die Mitglieder der Streit- 
kräfte grundsätzlich der deutschen Zollgesetz- 
gebung unterliegen. 

Das Zollgut, das sich auf Grund der Bestim- 
mungen des Truppenvertrages in der Hand 
der Streitkräfte und ihrer Mitglieder befin- 
det, ist nicht durch ein vorläufiges Zollver- 
fahren gemäß § 16 des Zollgesetzes gesichert. 
Wenn eine Zollstelle Zollgut, das ihr ge- 
stellt worden Ist, den Streitkräften oder ihren 
Mitgliedern nach den Bestimmungen des 
Truppenvertrages ohne Zollerhebung über- 
läßt, so ist dies nidit als Abfertigung zu 
einem Zollverfahren anzusehen, sondern als 
einfache Besitzübergabe, durch die die Zoll- 
guteigenschaft der Waren nicht verändert 
wird. Das zollrechtliche Verhältnis dieser 
Waren ist das gleiche wie das derjenigen 
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Waren, die die Streitkräfte selbst als Waren- 
führer mit Ihren dienstlichen Beförderungs- 
mitteln elnbringen. Auch wenn die Streit- 
kräfte Im Rahmen der Bestimmungen des 
Truppenvertrages das Zollgut Ihren Mitglie- 
dern übergeben, ändert sich an dem zollrecht- 
lichen Verhältnis der Waren nichts. 

3. Da die Streitkräfte und ihre Mitglieder 
nicht als außerhalb des Zollgebietes befind- 
lich betrachtet werden können, können auch 
Waren des freien Verkehrs ihre Eigenschaft 
als Freigut nicht durch den Umstand ver- 
lieren, daß sie In den Besitz der Streitkräfte 
oder ihrer Mitglieder gelangen. Sie können 
mangels besonderer Vorschriften nur dadurch 
Zollgut werden, daß sie gemäß § 6 Abs. 4 
des Zollgesetzes zum Zollverkehr abgefertigt 
werden. 

4. Hieraus folgt, daß die Waren In der Hand 
der Streitkräfte und ihrer Mitglieder je nach 
ihrer Herkunft Zollgut oder Freigut sein 
können. 

Solange die Waren in der Hand der Streit- 
kräfte oder ihrer Mitglieder bleiben, ergeben 
sich aus diesem Nebeneinander von Zollgut 
und Freigut keine Unzuträglichkelten. Wenn 
die Waren jedoch in die Hand anderer Per- 
sonen gelangen, ist es im Interesse des Steuer- 
aufkommens und zum Schutze der deutschen 
Wirtschaft grundsätzlich erforderlich, Zölle 
und Verbrauchsteuern, mit denen diese Wa- 
ren belastet sind, zu erheben oder die Waren 
zu einem vorläufigen Zollverfahren abzufer- 
tigen. Zu diesem Zweck muß zunächst eine 
Feststellung darüber getroffen werden, ob 
es sich bei den Waren um Zollgut oder Frei- 
gut handelt. Diese Feststellung kann in einer 
den Zollbelangen entsprechenden Weise 
grundsätzlich nur von einer Zollstelle getrof- 
fen werden. Es ist deshalb notwendig, daß 
die Waren zu diesem Zweck einer Zollstelle 
zugeführt, d. h. ihr gestellt werden. 

5. Die Pflicht zur Gestellung der Waren 
wurde unter der Herrschaft des Besatzungs- 
statuts aus § 13 des Zollgesetzes hergeleitet, 
indem der Erwerber von Zollgut aus der 
Hand der Besatzungsmacht als Warenführer 
betrachtet wurde, der die Waren über eine 
fiktive Zollgrenze einführte. Da nach dem 
Inkrafttreten des Truppenvertrages das Be- 
stehen einer solchen fiktiven Zollgrenze, die 
den Besatzungsbereich umgibt, nicht mehr 
angenommen werden kann, muß die Pflicht 
zur Gestellung nunmehr ausdrücklich durch 
Gesetz bestimmt werden, und zwar nicht nur 
für Zollgut, sondern auch für Freigut. 


Durch Gesetz muß außerdem geregelt wer- 
den, wie die Waren zu behandeln sind, bei 
denen eine einwandfreie Feststellung, ob es 
sich um Zollgut oder Freigut handelt, nicht 
möglich ist. 

Gesetzlicher Vorschriften bedarf es weiter, 
um die Behandlung des Zollguts, das aus dem 
Bereich der Streitkräfte und ihrer Mitglieder 
austritt, sowohl hinsichtlich des Zollverfah- 
rens wie hinsichtlich der Bemessung der Ab- 
gaben in einer den Lebensverhältnissen ent- 
sprechenden Weise zu regeln. 

Schließlich sind gesetzliche Vorschriften er- 
forderlich, um die Vorschriften des Truppen- 
vertrages über die abgabenbegünstigte Liefe- 
rung von Waren an die Streitkräfte im In- 
land mit den Vorschriften der Zoll-, Ver- 
brauchsteuer- und Monopolgesetze in einer 
Weise in Einklang zu bringen, die sowohl 
ein möglichst einfaches Lieferungsverfahren 
als auch einen wirksamen Schutz der Staats- 
finanzen und der Wirtschaft gewährleistet. 

Diese Vorschriften sollen In dem Im Entwurf 
vorgelegten Gesetz zusammengefaßt werden. 

Das Gesetz bedarf gemäß Art. 105 Abs. 3 
GG der Zustimmung des Bundesrates, weil 
es sich auch auf die Biersteuer bezieht, deren 
Aufkommen den Ländern zufließt. 


B. Das Gesetz im einzelnen 

Im einzelnen Ist zu den Bestimmungen des 
Gesetzentwurfs folgendes zu bemerken: 

I, Gestellung von Waren, die aus dem Be- 
sitze der Streitkräfte oder ihrer 
Mitglieder stammen 

1. Allgemeines 

Wie oben unter A 4 ausgeführt, ist es not- 
wendig, daß die Waren, die aus dem Bereich 
der Streitkräfte und ihrer Mitglieder aus- 
treten, einer Zollstelle zugeführt werden zur 
Feststellung, ob es sich um Zollgut oder Frei- 
gut handelt. Diese Pflicht zur Gestellung, die 
sich im Gegensatz zu der in § 13 des Zoll- 
gesetzes normierten Gestellungspflicht audi 
auf Freigut bezieht, muß an klare und ein- 
fache Tatbestände geknüpft werden, so daß 
Zweifel darüber, ob die Gestellungspflicht be- 
steht, nicht aufkommen können. Ein soldier 
Tatbestand, der etwa mit dem Tatbestand 
des Eingehens einer Ware über die Zollgrenze 
vergleidibar wäre. Ist die Erlangung des un- 
mittelbaren Besitzes. 
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Die Waren, die sich im unmittelbaren Besitz 
der Streitkräfte befinden, sind am klarsten 
als in ihrem Lebensbereidh befindlich gekenn- 
zeichnet. Allerdings geht der Lebensbereich 
der Streitkräfte nach natürlicher Betrachtung 
zum Teil über die Sphäre des unmittelbaren 
Besitzes hinaus, so daß auch Waren im un- 
mittelbaren Besitz eines anderen noch als 
zum Lebensbereidh der Streitkräfte gehörig 
zu betrachten sind. Es wäre lebensfremd, in 
derartigen Fällen an die Erlangung des un- 
mittelbaren Besitzes eine Gestellungspflicht 
zu knüpfen. Dies gilt insbesondere bei Wa- 
ren, die von den Streitkräften oder ihren 
Mitgliedern anderen Personen lediglich zur 
Beförderung oder Verwahrung übergeben 
werden. 

In gewissem Umfange werden auch Waren, 
die einem anderen zur Ausbesserung oder 
zur Veredelung übergeben werden, noch als 
zum Lebensbereich des Übergebenden ge- 
rechnet werden müssen. Allerdings beginnen 
hier gewisse Zweifel, die es erfordern, daß 
die einzelnen Tatbestände genauer abgegrenzt 
werden. So wird z. B. Braumalz, das einer 
Brauerei zur Herstellung von Bier übergeben 
wird, zum mindesten nach Beginn des Brau- 
prozesses nicht mehr als im Bereich des Auf- 
traggebers befindlich betrachtet werden kön- 
nen, zumal er im allgemeinen schwerlich ge- 
nau feststellen können wird, wieviel Bier aus 
dem Malz hergestellt wird. Ähnliches gilt, 
wenn der Veredeler den zu veredelnden 
Waren Zutaten in erheblicher Menge hinzu- 
fügt. Dagegen wird Wäsche, die von einem 
Mitglied der Streitkräfte zum Waschen, oder 
ein Kraftfahrzeug, das zur Ausbesserung 
übergeben wird, noch als zum Bereich dieses 
Mitglieds der Streitkräfte gehörig gerechnet 
werden müssen. Einen gewissen Anhalt für 
eine Abgrenzung können die Bestimmungen 
des BGB über den Erwerb und Verlust des 
Eigentums bei Verbindung, Vermischung, 
Verarbeitung (§§ 946 ff.) bieten. Um prak- 
tisch brauchbar zu sein, muß die Abgren- 
zung jedoch in einer mehr gegenständlichen 
Weise vorgenommen werden. 

Übertragen die Streitkräfte oder ihre Mit- 
glieder Waren einem anderen zum Gebrauch, 
so wird damit im Regelfälle der legale Be- 
reich der Streitkräfte und Ihrer Mitglieder, 
so wie er im Truppenvertrag abgegrenzt Ist, 
überschritten. Denn die Waren, die sich als 
Zollgut Im Besitz der Streitkräfte und ihrer 
Mitglieder befinden, bleiben bei der Einfuhr 
ausdrücklich nur unter der Voraussetzung 


zollfrei, daß sie für deren Gebrauch oder 
Verbrauch bestimmt sind (Art. 34 Abs. 2, 35 
Abs. 4 des Truppenvertrages, vgl. auch Art. 
33 Abs. 1 b). Die Vermietung eines Kraft- 
fahrzeugs an eine andere Person, die nicht 
Mitglied der Streitkräfte ist, Ist daher eine 
Verfügung, die über den abgegrenzten Le- 
bensbereich des betreffenden Mitglieds der 
Streitkräfte hinausgeht. Zu seinem Lebens- 
bereich würde jedoch nach natürlicher Auf- 
fassung ein Buch gerechnet werden müssen, 
das er an einen Bekannten verliehen hat. 

Diese Beispiele zeigen, daß die Abgrenzung 
der Tatbestände, an die die Gestellungspflicht 
geknüpft wird, in einer Weise getroffen wer- 
den muß, die lebensnah Ist und gegebenen- 
falls auch elastisch solchen Bedürfnissen ange- 
paßt werden kann, die sich späterhin heraus- 
stellen sollten. Denselben Gesichtspunkten hat 
auch das Zollgesetz bei den über die 
Zollgrenze eingebrachten Waren Rechnung 
getragen, indem es durch § 13 Abs. 1 
den ehemaligen Reichsminister der Finan- 
zen ermächtigt hat, die Waren zu bestim- 
men, die von der Gestellung befreit sind. 
Der Reichsminister der Finanzen hat von 
dieser Ermächtigung durch § 11 der All- 
gemeinen Zollordnung Gebrauch gemacht. In 
dem die von der Gestellung befreiten Waren 
einzeln aufgezählt sind. In gleicher Weise 
werden auch In § 2 des vorgelegten Gesetz- 
entwurfs die von der Gestellung befreiten 
Waren aufgezählt, wobei jedoch durch Abs. 1 
Nr. 9 der Bundesminister der Finanzen er- 
mächtigt werden soll, bei auftretendem Be- 
dürfnis auch noch andere Waren von der Ge- 
stellung zu befreien. 

2. Die Regelung der Gestellung im einzelnen 

Zu § 1 
Zu Abs. 1 

Durch § 1 Abs. 1 werden die Tatbestände 
bestimmt, an die grundsätzlich die Pflicht 
zur Gestellung geknüpft ist. Diese Tatbe- 
stände sind 

1. die Erlangung des unmittelbaren Besitzes 
der Waren von den Streitkräften oder 
ihren Mitgliedern (abgeleiteter Besitzer- 
werb). Der Besitzübergang kann sich voll- 
ziehen durch Übergabe oder durch Eini- 
gung oder durch Gesamtnachfolge. Nicht 
zu gestehen sind Waren, bei denen nur die 
tatsächliche Gewalt an einen Besitzdiener 
übertragen wird; 
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2. das Ansichnehmen gefundener oder her- 
renloser Waren, die erkennbar aus dem 
Besitz der Streitkräfte oder ihrer Mitglie- 
der stammen (ursprünglicher Besitzerwerb). 
— Der ursprüngliche Besitzerwerb durdi 
Diebstahl, Unterschlagung des Besitzdieners 
und dgl. hat keine Gestellungspflicht zur 
Folge, sondern ist vorschriftswidrige Ver- 
fügung, die bei Zollgut die Zollschuld zur 
Entstehung bringt (§ 8). — Waren, die 
zwar aus dem Besitze der Streitkräfte stam- 
men, aber nicht als solche erkennbar sind, 
sind nicht zu gestehen. Es kann bei ihnen 
in Kauf genommen werden, daß sie wie 
normale Fundsachen behandelt werden 
und praktisch in den freien Verkehr des 
Zollgebietes eingehen. Bei gefundenen Wa- 
ren kann der Finder die Gestellung stets 
dadurch vermeiden, daß er die Waren an 
die zuständige Behörde abliefert. Diese soll 
ihrerseits die Ware nur gestehen, bevor sie 
sie anderen Personen als dem Verlierer 
oder den zuständigen Behörden der Streit- 
kräfte übergibt. 

Kleinfunde im Werte bis zu 3 DM sollen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 von der Gestellung 
befreit sein; 

3. das Ausscheiden eines Mitglieds der Streit- 
kräfte aus seiner bevorzugten Rechtsstel- 
lung, ohne daß damit ein Wechsel Im Be- 
sitz der ihm zugehörigen Waren eintritt. 
Damit verliert es auch das Recht, Zollgut 
ohne Abfertigung zu einem vorläufigen 
Zollverfahren im Besitz zu haben und 
entsprechend den im Truppenvertrag ge- 
nannten Zweckbestimmungen zu verwen- 
den. Die Waren, die dann in seinem Be- 
sitz verbleiben, müssen einem Zollverfah- 
ren zugeführt werden. Dies gilt auch für 
Waren In seinem mittelbaren Besitz, die 
nicht bereits nach der Übergabe an den 
unmittelbaren Besitzer gemäß Abs. 1 von 
diesem gesteht worden sind, insbesondere 
also für Waren, die einem anderen gemäß 
§ 2 Nr. 3 oder 4 zur Beförderung oder 
Verwahrung oder gemäß § 3 zur Verede- 
lung übergeben worden sind. 

Zu Abs. 2 

Die Gestellung soll grundsätzlich bet der 
Zohstehe vorgenommen werden, in deren 
Bezirk sich die Ware beim Besitzerwerb durch 
den Gestellungspflichtigen befindet. Hiervon 
wird eine Ausnahme bei Veredelungsgut ge- 
macht, das Zu einem Veredelungsverkehr ab- 
gefertigt werden muß. Zu dieser Abfertigung 


ist nach § 32 der Zohvormerk-Ordnung die 
Zohstehe zuständig, in deren Bezirk der Be- 
trieb liegt, der die Veredelungsarbeiten aus- 
führt. Aus Zweckmäßigkeitsgründen soll die 
Gestellung gemäß den Vorschriften dieses 
Gesetzes bei derselben Zohstehe vorgenom- 
men werden. 

Das ehemalige Mitglied der Streitkräfte soll 
die Waren, die namentlich Im Falle des mittel- 
baren Besitzes In den Bezirken mehrerer 
Zohstellen verstreut sein können, bei der 
Zohstehe gestehen, in deren Bezirk es seinen 
Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat. 

Damit besonderen Örtlichen oder persön- 
lichen Verhältnissen Rechnung getragen wer- 
den kann, soll vom Hauptzohamt auch die 
Gestellung bei einer anderen Zollstelle zuge- 
lassen werden können. 

Zu § 2 

Zu Abs. 1 

In dieser Vorschrift sind in ähnlicher Weise 
wie in § 11 der Allgemeinen Zollordnung die 
Waren aufgezählt, die von der Gestellung 
gemäß § 1 befreit sind. 

Zu Nr. 1 

Bei den hierunter bezeichneten Waren des 
freien Verkehrs ist beiden Vertragspartnern 
die Herkunft der Ware und ihre Eigenschaft 
als Freigut so zweifelsfrei bekannt, daß es 
sich erübrigt, diese Feststellung außerdem 
noch durch die Zohstehe treffen zu lassen. 
Eine Besonderheit gilt nur für verbrauch- 
steuerbare Waren, die gemäß Art. 33 Abs. 1 
des Truppenvertrages von einem Herstel- 
lungsbetrieb unter Befreiung von der Ver- 
brauchsteuer unmittelbar an die Streitkräfte 
geliefert worden sind. Wenn sie in den Her- 
stehungsbetrieb zurückgenommen werden, 
so sollen sie bei der für diesen zuständigen 
Zohstehe angemeldet werden, damit die 
Steuerbuchführung des Betriebes entspre- 
chend berichtigt werden kann. 

Zu Nr. 2 

Waren, die aus Besatzungskosten oder Auf- 
tragsausgaben oder aus dem Verteidigungs- 
beitrag der Bundesrepublik beschafft worden 
sind, sind nach Art. 39 Abs. 11 des Truppen- 
vertrages den zuständigen deutschen Behör- 
den zu übergeben, wenn sie von den Streit- 
kräften nicht mehr benötigt werden. Zur 
Verwertung dieser Waren ist unter dem Be- 
satzungsregime eine bundeseigene Gesell- 
schaft, die Verwertungsgesehschaft für Besat- 
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Zungsgüter in Frankfurt (Vebeg) bestellt wor- 
den, die auf Grund der vorhandenen Unter- 
lagen die Feststellung, ob es sich bei den Wa- 
ren um Freigut handelt oder nicht, mit ge- 
nügender Zuverlässigkeit selbst treffen kann. 
Da der Verwertungserlös der Waren außer- 
dem dem Bundeshaushalt zufließt, besteht 
grundsätzlich keine Notwendigkeit, die Ge- 
stellung der Waren bei der Zollstelle zu for- 
dern, Nur bei verbrauchsteuerbaren Waren 
und bei Waren, die die Streitkräfte aus dem 
Zollverkehr erworben haben, ist die Gestel- 
lung erforderlich, weil in diesem Fall die Ab- 
gaben zollamtlich festgestellt und erhoben 
werden müssen. 

Zu Nr. 3 und 4 

Bei Waren, die von den Streitkräften oder 
ihren Mitgliedern anderen Personen lediglich 
zur Beförderung oder Verwahrung übertra- 
gen werden, kann schon allein aus praktischen 
Gründen grundsätzlich keine Gestellung ge- 
fordert werden. Auch aus sachlichen Grün- 
den besteht im allgemeinen kein Anlaß, eine 
Gestellung zu fordern, weil die beförderten 
oder verwahrten Waren vom unmittelbaren 
Besitzer nicht genutzt, sondern in ihrer 
Substanz erhalten werden und jederzeit dem 
Auftraggeber zur Verfügung gestellt wer- 
den müssen. Die Waren können daher so 
betrachtet werden, als wenn sie sich noch im 
Verfügungsbereich des Auftraggebers befän- 
den. Erst wenn nach Beendigung des Beför- 
derungs- oder Verwahrungsverhältnisses der 
unmittelbare Besitz der Waren einer nicht 
zu den Streitkräften gehörenden Person über- 
geben wird oder der Beförderer oder Ver- 
wahrer nicht mehr an die Weisungen des 
Auftraggebers gebunden ist, ist es notwendig, 
die Waren zu gestehen. 

Von dieser Regei muß jedoch aus praktischen 
Gründen bei Waren, die den Gegenstand des 
Schleichhandels bilden, eine Ausnahme ge- 
macht werden, um den Schmuggel mit diesen 
Waren wirksam bekämpfen zu können. Ins- 
besondere bei Tabakwaren, branntweinhalti- 
gen Getränken, Kaffee, Tee und Nylon- 
strümpfen hat sich gezeigt, daß die Schwarz- 
händler, die von den Mitgliedern der Streit- 
kräfte derartige Waren verbotswidrig erwer- 
ben oder mit ihrer Veräußerung beauftragt 
werden, sich häufig damit entschuldigen, daß 
sie diese Waren für ein Mitglied der Streit- 
kräfte beförderten oder verwahrten. Daher 
soll durch Rechtsverordnung aiigeordnet wer- 
den können, daß Privatpersonen, die diese 


Waren von Mitgliedern der Streitkräfte in 
Verwahrung nehmen oder sie für diese be- 
fördern, zur Gestellung verpflichtet sind. Die 
Streitkräfte selbst haben sich bereit erklärt, 
ihren Mitgliedern durch dienstlichen Befehl 
zu verbieten, diese Waren Privatpersonen 
in Verwahrung zu geben. 

Zu Nr. 5 bis 9 

Bei den unter Nr. 5 bis 9 genannten 
Waren soll eine Gestellung nicht gefordert 
werden, weil entweder ihre wirtschaftliche 
Bedeutung gering ist oder — z. B. bei Ge- 
schenken — die Umstände ihrer Besitzüber- 
tragung eine Gestellung als untunlich erschei- 
nen lassen. Ähnlich wie nach § 13 Abs. 1 des 
Zollgesetzes die von der Gestellung befreiten 
Waren bei der Einfuhr nicht Zollgut sind, 
sollen auch diese Waren, wenn sie Zollgut 
sind, unmittelbar in den freien Verkehr tre- 
ten, ohne daß eine Zollabfertigung stattfindet 
und die Eingangsabgaben erhoben werden. 
Das gleiche soll bei verbrauchsteuerbaren 
Waren des zollrechtlich freien Verkehrs hin- 
sichtlich der Verbrauchsteuern gelten. 

Im einzelnen gehören zu den von der Ge- 
stellung befreiten Waren 

nach Nr. 5: Übliche Geschenke persönlicher 
oder häuslicher Art in nicht zum Handel ge- 
eigneten Mengen. Nach Art. 35 Abs. 7 des 
Truppenvertrages dürfen die Mitglieder der 
Streitkräfte über derartige Geschenke ohne 
vorherige Benachrichtigung und Genehmi- 
gung der zuständigen deutschen Behörde 
verfügen. Der Begriff der üblichen Geschenke 
soll durch Rechtsverordnung gemäß § 21 
Abs. 1 Nr. 2 erläutert werden. Zur Bekämp- 
fung des Schmuggels soll dabei im Einver- 
nehmen mit den Streitkräften bestimmt wer- 
den, daß als übliche Geschenke Zigaretten, 
branntweinhaltige Getränke, Kaffee und Tee 
nur dann gelten sollen, wenn bestimmte 
Mengen nicht überschritten werden. Die Ab- 
gabe größerer Mengen als Geschenke werden 
die Streitkräfte ihren Mitgliedern durch mili- 
tärischen Befehl verbieten. 

Zur wirksamen Bekämpfung des Schmuggels 
ist es weiter notwendig, Personen, die bereits 
eine bestimmte Menge derartiger Waren als 
— angebliche — Geschenke erhalten haben, 
zur Gestellung der darüber hinausgehenden 
Warenmenge zu verpflichten. Dies soll durch 
Rechtsverordnung des Bundesministers der 
Finanzen geschehen. 
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nach Nr. 6: Gefundene und herrenlose Wa- 
ren im Werte von nicht mehr als 3 DM: Die 
Befreiung von der Gestellung entspricht der 
Befreiung in § 11 Abs. 2 Nr. 7 der Allgemei- 
nen Zollordnung. 

nach Nr. 7: Waren im Besitz eines ehemali- 
gen Mitglieds der Streitkräfte, sofern diese 
Waren im Falle der Einfuhr als Reisegerät 
oder zum Reiseverbrauch nach den entspre- 
chenden Vorschriften des Zollgesetzes zoll- 
frei wären. 

Derartige Waren sind auch nach § 1 1 Abs. 2 
Nr. 3 der Allgemeinen Zollordnung von der 
Gestellung befreit. 

nach Nr. 8: Nicht zum menschlichen Ge- 
nuß geeignete Küchenabfälle aus Verpfle- 
gungseinrichtungen der Streitkräfte, die zur 
Viehfütterung bestimmt sind. Die bisherige, 
dem Zollgesetz entsprechende Regelung, die 
einen Erlaß der Abgaben vorsah, wenn ein 
entsprechender Antrag gestellt wurde, erfor- 
derte einen durch die Bedeutung der Sache 
nicht gerechtfertigten Verwaltungsaufwand. 
Daher soll von der Gestellung künftig abge- 
sehen werden. 

nach Nr. 9: Sonstige Waren, bei denen ein 
Bedürfnis zur Befreiung von der Gestellung 
besteht. Dies wird in erster Linie für eine 
Reihe von Waren in geringer Menge oder 
von geringem Werte gelten, z. B. für tafel- 
fertige Speisen und Getränke, die aus be- 
gründeter Veranlassung in Verpflegungsein- 
richtungen der Streitkräfte oder bei ihren 
Mitgliedern verzehrt werden, für Bücher, die 
für kürzere Zeit geliehen werden und dgl. 
Da eine abschließende Regelung dieser Fälle 
schwierig erscheint und außerdem das Gesetz 
unzweckmäßig belasten würde, soll die Rege- 
lung im einzelnen in gleicher Weise wie es 
in § 13 Abs. 1 Satz 2 des Zollgesetzes vorge- 
sehen ist, durch Rechtsverordnung des Bun- 
desministers der Finanzen geschehen. 

Zu § 3 

Veredelungs- und Ausbesserungsgut wird 
einem Unternehmer regelmäßig nur vorüber- 
gehend mit der Verpflichtung zur Rückgabe 
der veredelten oder ausgebesserten Waren 
übertragen. Werden derartige Waren von der 
Gestellung befreit, so kann daran nicht wie in 
§ 2 Abs. 2 die Rechtsfolge geknüpft werden, 
daß die Ware in den freien Verkehr tritt. Die 
Ware ist vielmehr kraft Gesetzes den Waren 
gleichzustellen, die zur Veredelung im Zoll- 


vormerkverkehr abgefertigt worden sind. Die 
Entnahme der Waren in den freien Verkehr 
ohne zollamtliche Mitwirkung muß aller- 
dings ausgeschlossen sein, weil anders als bei 
einem durch Zollabfertigung eingeleiteten 
Zollveredelungsverkehr die Zollstelle keine 
Unterlagen und Sicherheiten für die kraft 
Gesetzes bedingt entstandene Einfuhrzoll- 
schuld in den Händen hat. 

Notwendig Ist die Befreiung von der Gestel- 
lung bei den gelegentlichen kleineren Verede- 
lungs- und Ausbesserungsarbeiten des täg- 
lichen Lebens. 

Die Streitkräfte selbst sollen in diesem Rah- 
men Waren aller Art einem Unternehmer 
zur Veredelung oder Ausbesserung übertra- 
gen können, wenn es sich um gelegentliche 
Arbeiten handwerklicher Art handelt, wie 
z. B. das Backen von Gebäck, das Schlachten 
eines Stückes Vieh, das Ausbessern eines 
Kraftfahrzeugs und dgl. Bei Aufträgen, die 
ihrer Bedeutung nach über den handwerk- 
lichen Rahmen hinausgehen, sowie bei Dauer- 
aufträgen sind die Waren dagegen zu gestel- 
len; bei Daueraufträgen wird dabei häufig 
von den in § 4 vorgesehenen Erleichterungen 
Gebrauch gemacht werden können. 

Die Mitglieder der Streitkräfte sollen alle 
Waren ihres persönlichen und häuslichen Ge- 
brauchs einem Unternehmer zur Veredelung 
oder Ausbesserung übertragen können, ohne 
daß es der Gestellung der Waren bedarf. 

In diesen Fällen erscheint es zur Verhütung 
von Nachteilen für Wirtschaft und Finanzen 
nur erforderlich, dem Bundesminister der 
Finanzen das Recht zu geben, bei bestimmten 
Waren die Befreiung von der Gestellung aus- 
zuschließen. 

Bei der Ausbesserung bestimmter Waren der 
Streitkräfte kann es sich als zweckmäßig her- 
aussteilen, die Befreiung von der Gestellung 
auch dann anzuordnen, wenn die Arbeiten 
über den handwerksmäßigen Rahmen hinaus- 
gehen. Dies wird z. B. Insbesondere zutref- 
fen bei Kriegsgerät, das In besonders über- 
wachten deutschen Betrieben ausgebessert 
wird. Die Regelung soll zu gegebener Zeit 
durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
der Finanzen getroffen werden. 

Bei den Veredelungen oder Ausbesserungen, 
die ohne zollamtliche Überwachung vorge- 
nommen werden dürfen, wird zweckmäßig 
auch angeordnet, daß Abfälle, die dem Un- 
ternehmer überlassen werden, ohne Zollab- 
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fertigung und ohne Erhebung der Eingangs- 
abgaben In den freien Verkehr treten, wenn 
sie einen bestimmten Wert nicht übersteigen. 
Die richtige Wertgrenze zu finden, ist Sache 
der Erfahrung und wird daher zweckmäßig 
dem Bundesminister der Finanzen überlassen. 

Zu § 4 

Es wird häufig Vorkommen, daß die Streit- 
kräfte mit Unternehmern langfristige Ver- 
träge schließen, z. B. über die Veredelung 
und Ausbesserung von Waren. In manchen 
dieser Fälle würde es eine unnötige Erschwe- 
rung bedeuten, wenn die Waren der Zoll- 
stelle jedes Mal nach Übergabe gestellt wer- 
den müßten. Die Hauptzollämter sollen da- 
her die Möglichkeit haben, in derartigen 
Fällen die Unternehmer auf Ihren Antrag 
von der Pflicht zur Gestellung der übergebe- 
nen Waren unter der Bedingung zu befreien, 
daß sie die Waren der Zollstelle anmelden 
und die erlassenen Überwachungsbestimmun- 
gen elnhalten. 

Die Befreiung von der Gestellungspflicht 
wird grundsätzlich auch den in § 11 Abs. 1 
Nr. 3 genannten Personen und Unternehmen 
zu gewähren seien, die Insbesondere im Be- 
reich der amerikanischen Streitkräfte von 
deren Mitgliedern mit der Veräußerung ge- 
tragener Kleidungsstücke und gebrauchter 
Haushaltsgegenstände beauftragt werden. 

In derartigen Fällen sollen die zollrechtlichen 
Rechtsfolgen, die sonst an die Zollabfertigung 
der betreffenden Waren geknüpft sind, kraft 
Gesetzes mit der Übertragung des unmittel- 
baren Besitzes elntreten. Die zuständige Zoll- 
stelle kann sich dann auf die allgemeine Über- 
wachung des Betriebes beschränken und auf 
die Feststellung der Zoll- und Steuerschulden, 
die kraft Gesetzes in einem bestimmten Zeit- 
raum entstanden sind. 

Zu § 5 

Durch diese Vorschrift sollen die Mitglieder 
der Streitkräfte von der In Art. 35 Abs. 7 
des Truppenvertrages festgelegten Verpflich- 
tung zur Benachrichtigung der Zollstelle und 
zur Einholung ihrer Genehmigung für Ver- 
fügungen über Zollgut in gleichem Umfang 
befreit werden, wie ihre Vertragspartner von 
der Pflicht zur Gestellung auf Grund der 
§§ 2 und 3 oder auf Grund einer vom Haupt- 
zollamt gemäß § 4 ausgesprochenen Einzel- 
bewllllgung befreit sind. 


Zu § 6 

Wenn die Streitkräfte über Zollgut, das sie 
auf Grund der Bestimmungen des Truppen- 
vertrages besitzen, in einer Weise verfügen 
sollten, die mit diesen Bestimmungen nicht 
in Einklang steht, so kann dies nicht zur 
Folge haben, daß sie gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 2 
und § 47 Abs. 1 Nr. 2 des Zollgesetzes Zoll- 
schuldner werden, weil sie nach Art. 34 Abs. 1 
des Truppenvertrages grundsätzlich von der 
deutschen Zollgesetzgebung befreit sind. Die 
erstmalige vorschriftswidrige Verfügung wird 
In derartigen Fällen erst von dem Erwerber 
des Zollguts vorgenommen, und zwar Im 
allgemeinen dadurch, daß er seiner Pflicht 
zur Gestellung der Ware nicht nachkommt. 
Das hat zur Folge, daß der Erwerber Zoll- 
schuldner wird. 

Die Mitglieder der Streitkräfte sind dagegen 
nach Art. 35 Abs. 1 des Truppenvertrages 
der deutschen Zollgesetzgebung grundsätzlich 
unterworfen. Auf sie finden daher auch die 
§§ 45 Abs. 1 Nr. 2 und 47 Abs. 1 Nr. 2 des 
Zollgesetzes Anwendung. Eine erstmalige 
vorschriftswidrige Verfügung über Zollgut 
würde Insbesondere dann vorliegen, wenn 
Mitglieder der Streitkräfte über die in Art. 
35 Abs. 7 erster Halbsatz des Truppenver- 
trages genannten Waren verfügen, ohne vor- 
her die zuständigen deutschen Behörden be- 
nachrichtigt und ihre Genehmigung eingeholt 
zu haben. Personen, die Zollgut von Mitglie- 
dern der Streitkräfte erwerben, ohne daß die 
zuständigen deutschen Behörden ihre Geneh- 
migung erteilt haben, würden demnach nicht 
Zollschuldner werden, weil sie nicht erstmalig 
über die Ware vorschriftswidrig verfügen. 
Sic würden allenfalls auf Grund von § 112 
der Reichsabgabenordnung als Haftende in 
Anspruch genommen werden können, wenn 
sie bei der Übernahme der Ware an einer 
Steuerhinterziehung mitgewirkt oder eine 
Steuerhehlerei begangen haben. Nach dem 
vor dem Inkrafttreten des Truppenvertrages 
geltenden Rechtszustande konnten sie dage- 
gen für die Abgaben als Abgabenschuldner 
ohne Rücksicht darauf In Anspruch genom- 
men werden, ob der Straftatbestand einer 
Steuerhinterziehung oder Steuerhehlerei er- 
füllt war, wenn nur der steuerrechtliche Tat- 
bestand einer erstmaligen vorschriftswidrigen 
Verfügung bei ihnen selbst vorlag. Da die 
Mitglieder der Streitkräfte gemäß Art. 10 
des Truppenvertrages und Insbesondere ge- 
mäß Abs. 5 dieses Artikels dem Zugriff der 
deutschen Vollstreckungsbehörden nur In be- 
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schränktem Umfange unterliegen, würde die 
an sich schon schwierige Bekämpfung des 
„Besatzungsschmuggels“ gegenüber dem frü- 
heren Rechtszustand erschwert werden, wenn 
nicht durch § 6 eine entsprechende steuer- 
rechtliche Haftung desjenigen festgelegt 
würde, der einer in diesem Gesetz bestimm- 
ten Gestellungspflicht nicht nachkommt. 
Wer einer Pflicht zur Gestellung von Freigut, 
für das keine Befreiung von Verbrauchsteuern 
gewährt worden ist, nicht nachkommt, wird 
durch die Vorschrift des § 6 nicht betroffen, 
weil hierbei das Entstehen einer Zoll- und 
Verbrauchsteuerschuld und demgemäß auch 
ein Verkürzen dieser Abgaben nicht in Be- 
tracht kommt. 


II. Abgabenrechtliche Behandlung von 
Waren, die aus dem Besitze der Streitkräfte 
oder ihrer Mitglieder stammen 

Zu § 7 
Zu Abs. 1 

Waren der in Abs. 1 genannten Art wurden 
nach Teil II Nr. 2 des vorgenannten Rund- 
erlasses des Bundesministers der Finanzen 
vom 25. Januar 1951 (Bundeszollblatt S. 58) 
aus Billigkeitsgründen von den Eingangsab- 
gaben befreit. Dies war erforderlich, weil die 
Waren entsprechend der unter dem Besat- 
zungsregime geltenden Fiktion als Zollgut 
galten. Nach dem Truppenvertrag ist dieser 
Umweg nicht mehr erforderlich, weil Frei- 
gut seine Freiguteigenschaft nicht dadurch 
verliert, daß es in den Besitz der Streitkräfte 
gelangt. Die Zollstelle hat sich deshalb jetzt 
nur noch davon zu überzeugen, ob bei den 
gestellten Waren die In Abs. 1 aufgeführten 
Merkmale vorliegen, und, wenn sie dies be- 
jaht, die Ware dem Beteiligten zur freien 
Verfügung zu überlassen. 

Für den Nachweis, daß eine Ware Freigut ist, 
gilt § 171 der Reichsabgabenordnung. Der- 
jenige, der Freigut von den Streitkräften 
oder ihren Mitgliedern erwirbt, muß sich des- 
halb die erforderlichen Beweisunterlagen für 
die Freiguteigenschaft der Ware beschaffen. 
Dabei wird für Waren aus dem Besitze der 
Streitkräfte im allgemeinen eine amtliche Be- 
scheinigung der zuständigen Dienststelle der 
Streitkräfte genügen. Bei Waren, die von 
Mitgliedern der Streitkräfte veräußert wer- 
den, wird dagegen die Vorlage der Quittung 
oder sonstiger Beweismittel über den Erwerb 
der Waren im Inland und seine näheren Um- 


stände gefordert werden müssen, soweit sich 
nicht die Herkunft der Waren aus ihrer Be- 
schaffenheit oder Ihren Kennzeichen ein- 
wandfrei ergibt (vgl. die gleichartige Rege- 
lung Im oben genannten Erlaß vom 25. Ja- 
nuar 1951). 

Zu Abs. 2 

Die in Abs. 2 genannten Waren sind eben- 
falls Freigut. Wenn jedoch nicht festgestellt 
werden kann, ob für eine derartige Ware 
Befreiung von den Verbrauchsteuern gemäß 
Art. 33 Abs. 1 des Truppenvertrages oder 
Art. 3 des Abkommens über die steuerliche 
Behandlung der Streitkräfte und ihrer Mit- 
glieder gewährt worden ist, so sollen im 
Zweifelsfalle die Abgaben gemäß § 16 Abs. 2 
entrichtet werden. Diese Regelung erscheint 
berechtigt, weil die Wahrscheinlichkeit dafür 
spricht, daß die Streitkräfte von den Möglich- 
keiten, die ihnen durda die Verträge eröffnet 
worden sind, In vollem Umfang Gebrauch 
machen. Praktisch wird diese Vorschrift bei 
Bier, Salz, Süßstoff, Essigsäure, Leuchtmit- 
teln, Zündwaren, Spielkarten und anderen 
Mineralölen als Benzin werden. Bei diesen 
Mineralölen gilt dies jedoch nur dann, wenn 
sie von den Streitkräften ohne Zollbefreiung 
oder -Vergütung erworben worden sind, was 
praktisch aus Preisgründen kaum in Betracht 
kommen wird. 

Das Verfahren der Zollstelle für die Behand- 
lung der verbrauchsteuerbaren Waren ist dem 
§ 86 des Zollgesetzes nachgebildet. Das Ver- 
fahren für die Behandlung der Waren, die 
dem Beteiligten nur vorübergehend mit der 
Verpflichtung zur Rückgabe übergeben wor- 
den sind, stellt sich sachlich als ein dem Zoll- 
vormerkverfahren nachgebildetes verbrauch- 
steuerrechtliches Vormerkverfahren dar. 

Zu Abs. 3 

Waren, bei denen nicht positiv festgestellt 
werden kann, daß sie Freigut sind, sollen als 
Zollgut behandelt werden. Dies ist durch die 
folgenden Erwägungen gerechtfertigt: Der 
größte Teil der Waren in der Hand der 
Streitkräfte wird im Wege des Nachschubs 
als Zollgut abgabenfrei in das Zollgebiet ver- 
bracht. Soweit die Streitkräfte Waren im 
Zollgebiet erwerben, bei denen in den Zoll-, 
Verbrauchsteuer- und Monopolgesetzen für 
den Fall der Ausfuhr Abgabenvergünstigun- 
gen vorgesehen sind, werden diese Vergünsti- 
gungen im Regelfälle in Anspruch genom- 
men werden. Das hat aber nach § 15 Abs. 2 
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dieses Gesetzes zur Folge, daß die Waren 
Zollgut werden. Die gleiche Regelung ist 
auch bei Waren gerechtfertigt, die aus dem 
Besitze von Mitgliedern der Streitkräfte 
stammen, weil auch diese ihre persönliche 
Habe abgabenfrei oder von amtlichen Ver- 
kaufsorganisationen der Streitkräfte bezie- 
hen können, die Ihrerseits für diese Waren 
die gleichen Abgabenvergünstigungen genie- 
ßen wie die Streitkräfte selbst. 

Da die Waren bei der Einfuhr durch die 
Streitkräfte oder ihre Mitglieder nach Art. 
34 Abs. 2 Satz 1 und Art. 35 Abs. 4 von den 
deutschen Einfuhrbeschränkungen und -ver- 
boten mit Ausnahme der Bestimmungen 
zum Schutze der Gesundheit von Menschen, 
Tieren und Pflanzen befreit sind, müssen die 
bei der Einfuhr unterbliebenen Prüfungen 
und Genehmigungen nachgeholt werden. 

Zu §8 

Die Waren, die die Streitkräfte und ihre Mit- 
glieder unter Befreiung von den Eingangs- 
abgaben eingeführt oder im Bundesgebiet er- 
worben haben, stehen ihnen mit diesen Be- 
günstigungen nur zu dem im Truppenver- 
trag umsdirlebenen Zweck zur Verfügung. 
Bei Zollgut sind grundsätzlich auch nur sie 
selbst berechtigt, die Waren ohne Abferti- 
gung zu einem vorläufigen Zollverfahren im 
Besitz zu haben. Eine Verfügung über die 
Ware, die sich nicht in diesem Rahmen hält, 
ist daher vorschriftswidrig Im Sinne von § 45 
Abs. 1 Nr. 2 des Zollgesetzes. 

Die Streitkräfte selbst, die nach Art. 34 Abs. 1 
des Truppenvertrages grundsätzlich von der 
deutschen Zollgesetzgebung befreit sind, kön- 
nen nicht gegen Vorschriften des Zollgesetzes 
verstoßen. Dies gilt Insbesondere, wenn sie 
Waren Im vertraglich gestatteten Rahmen 
des Art. 34 Abs. 9 des Truppenvertrages ver- 
äußern. Um in diesem Falle die Erhebung der 
Eingangsabgaben zu sichern, soll durch § 1 
dieses Gesetzentwurfs dem Erwerber die 
Pflicht zur Gestellung der Waren auferlegt 
werden. Verletzt er diese Pflicht, so verfügt 
er erstmalig vorschriftswidrig über Zollgut 
und bringt damit die Zollschuld zur Ent- 
stehung. 

Wer das den Streitkräften oder ihren Mitglie- 
dern gehörende Zollgut dem Besitz der dazu 
befugten Person entzieht, verfügt über das 
Zollgut In gleicher Weise erstmalig vor- 
schriftswidrig wie ein Dieb, der Zollgut aus 
dem Lagerraum eines Zollamtes oder aus dem 
Gewahrsam der Postverwaltung stiehlt. 


Die Mitglieder der Streitkräfte, die nach 
Art. 35 Abs. 1 des Truppenvertrages grund- 
sätzlich der deutschen Zollgesetzgebung un- 
terliegen, dürfen nach Art. 35 Abs. 7 über 
Zollgut nur nach vorheriger Benachrichti- 
gung und mit Genehmigung der zuständigen 
deutschen Behörde verfügen. Verletzen sie 
diese Pflicht, so verfügen sie selbst erstmalig 
vorschriftswidrig über Zollgut und werden 
damit gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 2 des Zollge- 
setzes Zollschuldner. 

Für verbrauchsteuerbares Freigut im Besitze 
der Streitkräfte sind die Tatbestände, die 
eine Verbrauchsteuerschuld begründen, in 
§ 16 Abs. 2 und 3 geregelt. Bei diesen Waren 
sind die Mitglieder der Streitkräfte jedoch 
nicht der In Art. 35 Abs. 7 enthaltenen Ver- 
pflichtung unterworfen, können also durch 
eine nicht genehmigte Veräußerung nicht 
vorschriftswidrig verfügen. In diesem Falle 
entsteht die Verbrauchsteuerschuld dadurch, 
daß der Erwerber die Ware nicht gemäß § 1 
der Zollstelle gestellt (§16 Abs. 2 Nr. 2). 

Zu §9 

Durch diese Vorschrift sollen klare und ein- 
fache Rechtsverhältnisse geschaffen werden. 
Es soll vor allem vermieden werden, daß 
Waren, die die Streitkräfte vor dem Inkraft- 
treten des Truppenvertrages ohne Befreiung 
von Zöllen und Verbrauchsteuern aus dem 
freien Verkehr erworben haben, etwa nach 
der bisher geltenden Fiktion als Zollgut be- 
handelt werden. 

Umgekehrt soll zur Vermeidung von Zv/ei- 
feln bestimmt werden, daß verbrauchsteuer- 
bare Waren, die die Streitkräfte nach dem In- 
krafttreten des Truppenvertrages unter Be- 
freiung von der Verbrauchsteuer nur gemäß 
Art. 34 Abs. 2 Satz 2 In Verbindung mit § 15 
dieses Gesetzes als Zollgut erwerben können, 
ebenfalls als Zollgut behandelt werden, wenn 
die Streitkräfte sie vor dem Inkrafttreten 
der Vertrages unter Befreiung von der Ver- 
brauchsteuer erworben haben. Auf diese 
Weise wird es in jedem Falle den Beteiligten 
und den Zollstellen erspart, Nachforschun- 
gen über den Zeitpunkt anzustellen, zu dem 
die Streitkräfte die Waren erworben haben. 

Zu § 10 

Personen, die bei ihrer Übersiedlung In das 
Zollgebiet die Rechtsstellung eines Mitglieds 
der Streitkräfte hatten und daher für ihre 
Habe Abgabenfreiheit nach Art. 35 Abs. 4 
des Truppenvertrages in Anspruch nehmen 
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konnten, dürfen bllligerwelse nicht schlechter 
gestellt werden, als wenn sie bei ihrer Über- 
siedlung im vollen Umfange dem deutschen 
Zollrecht unterstanden hätten. Aus prak- 
tischen Gründen sind den Waren, die nach 
dem Zollgesetz als Übersiedlungsgut gelten, 
auch diejenigen hinzuzurechnen, die erst im 
Inlande aus den Versorgungseinrichtungen 
der Streitkräfte erworben worden sind. Der 
Beteiligte soll also hinsichtlich der Waren, die 
er im Zeitpunkt der Änderung seiner Rechts- 
stellung im Besitz hat, so behandelt werden, 
als ob er im gleichen Zeitpunkt mit diesen 
Waren anzöge. 

Zu § 11 
Zu Abs. 1 

Die Festsetzung von Abgabendurchschnitts- 
sätzen in den aufgeführten drei Fällen soll 
der Verwaltungsvereinfachung dienen. 

Die unter Nr. 3 genannten Gegenstände, ins- 
besondere Kleidungsstücke, werden von den 
Mitgliedern der amerikanischen Streitkräfte 
entsprechend ihrer heimatlichen Gewohnheit 
häufig bereits nach kurzem Gebrauch ver- 
äußert, um durch neue Sachen ersetzt zu wer- 
den. Infolgedessen sind in den großen Garni- 
sonen der amerikanischen Zone Althandels- 
geschäfte entstanden, die sich mit der Weiter- 
veräußerung der von den einzelnen amerika- 
nischen Kunden übergebenen Sachen befas- 
sen. Diese Althandelsgeschäfte sind dabei Im 
Regelfälle als Kommissionäre tätig. Es ist in 
Aussicht genommen, diese Geschäfte gemäß 
§ 4 von der Pflicht zur Gestellung der Waren 
unter der Bedingung zu befreien, daß sie die 
Waren der Zollstelle anmelden und die vom 
Hauptzollamt erlassenen Überwachungsbe- 
stimmungen elnhalten. Die veräußerten Wa- 
ren sollen dann nur in bestimmten Zeltab- 
ständen zur Verzollung angemeldet werden. 
Die Abgaben sollen auf Grund der Anmel- 
dung von der zuständigen Zollstelle unter 
Anwendung der Abgabendurchschnittssätze 
festgestellt und erhoben werden. 

Z u A b s. 2 

Die Waren, die gemäß § 15 dieses Gesetzes 
aus dem zollrechtlich freien Verkehr an die 
Streitkräfte geliefert werden, werden gemäß 
§ 15 Abs. 2 Zollgut, weil sie nach Art. 34 
Abs. 2 Satz 2 des Truppenvertrages so be- 
handelt werden sollen, als ob sie aus dem 
Bundesgebiet ausgeführt und durch die 
Streitkräfte wieder eingeführt seien. Werden 
diese Waren veräußert, so wird es im Regel- 
fälle unbillig sein, die Einfuhrzölle und die 


Umsatzausgleichsteuer zu erheben. Da jedoch 
Fälle denkbar sind, in denen dies uner- 
wünschte Auswirkungen hat. Ist es zweck- 
mäßig, die Regelung im einzelnen dem Bun- 
desminister der Finanzen zu überlassen. 

Die Bestimmung unter Buchstabe b soll 
eine zweckmäßige und der Billigkeit ent- 
sprechende Regelung hinsichtlich der ver- 
brauchsteuerreditlichen Behandlung der dort 
genannten Waren ermöglichen, wenn sie von 
den Streitkräften an den Lieferer zurück- 
gegeben und in einen inländischen Herstel- 
lungsbetrieb wieder aufgenommen werden. 
Diese Bestimmungen können nur im Zusam- 
menhang mit den einzelnen Verbrauchsteuer- 
gesetzen getroffen werden. Um das Gesetz 
nicht unnötig zu belasten, Ist auch diese 
Regelung zweckmäßig dem Bundesminister 
der Finanzen zu überlassen. 

III, Abgabenbegünstigte Lieferung von Wa- 
ren an die Streitkräfte und ihre Mitglie- 
der im Zollgebiet 

Zu § 12 

Diese Vorschrift dient dazu, den in Art. 34 
Abs. 2 Satz 2 des Truppenvertrages aufge- 
stellten Grundsatz zu erläutern, wonach die 
von den Streitkräften Im Bundesgebiet gegen 
Zahlung In der Währung Ihres Heimatlan- 
des erworbenen Waren als aus dem Bundes- 
gebiet ausgeführt und durch die Streitkräfte 
eingeführt behandelt werden sollen. Zugleich 
soll durch diese Vorschrift der systematische 
Zusammenhang mit dem Zollrecht herge- 
stellt werden. 

Für Zollgut, das die Streitkräfte unter den 
genannten Bedingungen erwerben, werden 
demnach wie Im Falle der wirklichen Aus- 
fuhr keine Eingangsabgaben erhoben. Zu- 
gleich gilt die betreffende Ware als durch die 
Streitkräfte eingeführt, was zur Folge hat, 
daß sie in der Hand der Streitkräfte Zollgut 
bleibt und nicht etwa wie unter dem Be- 
satzungsregime als außerhalb des Zollgebiets 
befindlich anzusehen ist. 

Die Lieferung von Zollgut, das aus Freihäfen, 
Zollägern, Eigenveredelungsverkehren und 
dgl. stammt, an die Besatzungsmächte voll- 
zog sich bisher in der Regel so, daß das Zoll- 
gut unter Begleitung eines Zollbeamten zu 
der in Betracht kommenden Besatzungs- 
dienststelle gebracht und in dessen Gegen- 
wart dem alliierten Bediensteten übergeben 
wurde. Ein derartiges Verfahren ist jedoch 
einesteils zu starr und schwerfällig, zum 
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anderen im Rahmen des Truppenvertrages 
nicht ausreichend, weil erst die nach der 
Übergabe geleistete Zahlung des Kaufpreises 
in der Währung des Heimatlandes der Streit- 
kräfte die Zollbefreiung zur Folge hat. Um 
das Lieferungsverfahren zugleich beweglicher 
und sicherer zu gestalten, soll es deshalb als 
Zollvormerkverfahren ausgestaltet werden, 
bei dem die Zollschuld zunächst bedingt ent- 
steht und mit dem Eintritt der Bedingungen, 
nämlich der Übergabe an die Streitkräfte 
und der Zahlung des Devisenbetrages, weg- 
fällt. 

Soweit das Zollgut sich bereits in einem 
Zollvormerkverkehr befindet, soll aus prak- 
tischen Gründen die Lieferung im Rahmen 
des bestehenden Zollvormerkverkehrs ge- 
schehen können. In diesem Falle erübrigt 
sich eine besondere Abfertigung zu einem 
neuen Zollvormerkverkehr und die Leistung 
einer besonderen Sicherheit. 

Soll aus einem Zollvormerkverkehr regel- 
mäßig Zollgut gleicher Art an die Streit- 
kräfte geliefert werden, so sollen zur Ver- 
einfachung des Verfahrens die Gattung und 
Menge des Zollguts durch auf Zolltreue ver- 
pflichtete Personen festgestellt werden 
können. 

Zu § 13 

Der Erwerb von Zollgut unter Freistellung 
von den Eingangsabgaben wird durch die Be- 
stimmung des Truppenvertrages nur den 
Streitkräften selbst, nicht dagegen ihren Mit- 
gliedern gewährt. Es ist jedoch zweckmäßig, 
den Mitgliedern der Streitkräfte diese Mög- 
lichkeit auf Grund autonomer Gesetzgebung 
insoweit zu gewähren, als es sich um Kraft- 
fahrzeuge ausländischen Ursprungs handelt. 
Andernfalls würden sie dazu übergehen, die 
betreffenden Kraftfahrzeuge in den angren- 
zenden europäischen Ländern zu erwerben 
und abgabenfrei einzuführen, was für sie 
selbst lästig und für die Bundesrepublik 
volkswirtschaftlich ungünstig wäre. 

Durch die Ermächtigung in Abs. 2 soll sicher- 
gestellt werden, daß die Inanspruchnahme 
besonders wertvoller Devisenvorräte bei der 
Einfuhr des Kraftfahrzeuges erforderlichen- 
falls durch eine entsprechende Devisenzah- 
lung des Mitglieds der Streitkräfte ausge- 
glichen wird. 

Zu § 14 

Nadi § 16 Abs. 4 des Zollgesetzes ist Zoll- 
veredelung das über eine Lagerbehandlung 


hinausgehende Bearbeiten oder Verarbeiten 
von Zollgut, das zum Absatz in das Zollaus- 
land bestimmt ist. Da die Besatzungsmächte 
bisher als außerhalb des Zollgebiets befind- 
lich betrachtet wurden, wurde auch das Be- 
arbeiten und Verarbeiten der ihnen gehören- 
den Waren als Zollveredelung im Sinne des 
Zollgesetzes betrachtet und zugelassen. 

Dasselbe galt hinsichtlich solcher Waren, die 
Inländische Unternehmer für eigene Rech- 
nung einführten, um sie nach Veredelung an 
die Besatzungsmächte zu veräußern, wenn- 
gleich hier gewisse Zweifel bestanden. Die 
Lösung dieser Zweifel ergibt sich künftig aus 
Art. 34 Abs. 2 Satz 2 des Truppenvertrages, 
wonach Waren, die von den Streitkräften 
gegen Zahlung in der Währung ihres Hei- 
matlandes im Inland erworben werden, im 
Sinne der Zoll-, Verbrauchsteuer- und Mono- 
polgesetze als ausgeführt und durch die 
Streitkräfte eingeführt gelten sollen. Das be- 
deutet, daß das zum Eigenveredelungsver- 
kehr abgefertigte Zollgut, das den Streit- 
kräften übergeben und von ihnen in der 
Währung ihres Heimatlandes bezahlt wird, 
als aus dem Zollgebiet ausgeführt gilt. In 
diesem Falle können daher die Bestimmun- 
gen des § 12 dieses Gesetzes über die Liefe- 
rung von Zollgut an die Streitkräfte unver- 
ändert Anwendung finden. 

Für die Waren, die den Streitkräften gehören 
und Im Rahmen einer Lohnveredelung be- 
oder verarbeitet werden, fehlt es jedodi an 
einer entsprechenden ausdrücklichen Vor- 
schrift des Truppenvertrages. Da nach dem 
Inkrafttreten des Vertrages die Streitkräfte 
nicht mehr als außerhalb des Zollgebietes be- 
findlich angesehen werden können, ist des- 
halb eine ausdrückliche gesetzliche Bestim- 
mung darüber notwendig, daß es sidi audi 
in diesem Falle um eine Zollveredelung im 
Sinne des Zollgesetzes handelt. Die Befrei- 
ung von den Eingangsabgaben soll in die- 
sem Falle nicht davon abhängig sein, daß 
der Veredelungslohn in der Währung des 
Heimatlandes der Streitkräfte gezahlt wird. 
Eine solche Forderung würde nicht im Ein- 
klang stehen mit der in Art. 37 Abs. 1 des 
Truppenvertages enthaltenen Verpflichtung 
der Bundesrepublik, den Im Bundesgebiet 
sich ergebenden Bedarf der Streitkräfte auf 
dem Gebiete der Sach- und Werkleistungen 
insoweit zu befriedigen, als dies für die Er- 
füllung ihrer Verteidigungsaufgaben erfor- 
derlich Ist. Diese Leistungen sind dem Sinne 
der Bestimmung entsprechend zweifellos 
auch dann zu erbringen, wenn sie mit Mit- 
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teln aus dem Verteidigungsbeltrag der Bun- 
desrepublik bezahlt werden. 

Dadurch, daß die Bestimmungen des Zoll- 
gesetzes auf diese Veredelung für anwendbar 
erklärt werden, wird gleichzeitig klargestellt, 
daß die wirtschaftlichen und sonstigen Vor- 
aussetzungen für die Bewilligung eines Ver- 
edelungsverkehrs sich auch in diesem Falle 
nach den allgemeinen Vorschriften des Zoll- 
rechts richten, soweit sich nicht aus den Be- 
stimmungen des Truppenvertrages, insbeson- 
dere aus dem genannten Art. 37, etwas ande- 
res ergibt. 

Das Zollverfahren für Lohnveredelungen ist 
im übrigen entsprechend den in § 12 enthal- 
tenen Grundsätzen geregelt. 

In der bisherigen Praxis sind auch Lohnver- 
edelungen von Waren genehmigt worden, 
die von ausländischen Auftraggebern einge- 
führt und nach der Veredelung an die Streit- 
kräfte geliefert worden sind. Dabei wurde 
die Lieferung an die Streitkräfte als Ausfuhr 
betrachtet. Soweit diese Veredelungsverkehre 
für die deutsche Wirtschaft Vorteile mit sich 
bringen, ist es zweckmäßig, sie auch weiter- 
hin beizubehalten. Die Lieferung an die 
Streitkräfte ist jedoch nicht mehr als Aus- 
fuhr zu behandeln, weil der inländische 
Unternehmer die Waren nicht gemäß Art. 34 
Abs. 2 Satz 2 an die Streitkräfte gegen Devi- 
sen veräußert. Er erhält vielmehr von seinem 
Auftraggeber nur den Veredelungslohn. Aus 
diesem Grunde ist die Lieferung an die Streit- 
kräfte als Entnahme des Veredelungsgutes in 
den freien Verkehr anzusehen, die die mit 
der Abfertigung zum Veredelungs verkehr 
entstandene bedingte Zollschuld unbedingt 
werden läßt. Die Genehmigung dieser Art 
der Lohnveredelung muß daher in der Weise 
geschehen, daß die Eingangsabgaben im Ver- 
waltungswege erlassen werden, wobei der 
Erlaß auch im voraus zugesagt werden kann. 
Im Hinblick auf die Bestimmungen des 
Art. 34 Abs. 2 Satz 2 erscheint es jedoda 
angemessen, die Zahlung des Veredelungs- 
lohns in Devisen fordern zu können. 

Zu § 15 

Diese Vorschrift dient ebenso wie § 12 dazu, 
den in Art. 34 Abs. 2 Satz 2 des Truppen- 
vertrages aufgestellten Grundsatz zu erläu- 
tern und dem Sprachgebrauch der Zoll-, Ver- 
brauchsteuer- und Monopolgesetze anzupas- 
sen. Die Lieferung von Waren des zollrecht- 
lich freien Verkehrs, für die in den Zoll-, 
Verbrauchsteuer- und Monopolgesetzen für 


den Fall der Ausfuhr Abgabenbefreiungen, 
-Vergütungen oder Preisvergünstigungen vor- 
gesehen sind, an die Streitkräfte wird der 
Ausfuhr im Sinne der genannten Gesetze 
gleichgestellt, wenn das Entgelt in der Wäh- 
rung des Heimatlandes der Streitkräfte ent- 
richtet wird. 

Die Bestimmung In Abs. 2 Satz 2, wonach 
die Waren Zollgut werden, entspricht der 
Vorschrift In Art. 34 Abs. 2 Satz 2 des Trup- 
penvertrages, wonach die Waren als ausge- 
führt und durch die Streitkräfte eingeführt 
behandelt werden. 

Für die regelmäßige Lieferung gleichartiger 
Waren an die Streitkräfte sind die gleichen 
Erleichterungen vorgesehen wie in § 12 
Abs. 4. 

Zu § 16 

Durch Abs. 1 wird bestimmt, daß für ver- 
brauchsteuerbare Waren, die die Streitkräfte 
unter Inanspruchnahme der Steuerbefreiung 
unmittelbar aus einem inländischen Herstel- 
lungsbetrieb beziehen, die mit der Entfer- 
nung der Waren aus einem Herstellungs- 
betrieb entstandene Steuerschuld wegfällt, 
wenn die Waren in den Besitz der empfangs- 
berechtigten Dienststelle der Streitkräfte ge- 
langt sind. Damit wird Art. 33 Abs. 1 des 
Truppenvertrages und Art. 3 des Abkom- 
mens über die steuerliche Behandlung der 
Streitkräfte in die Systematik der Verbrauch- 
steuergesetze eingepaßt. 

Durch die Vorschrift In Abs. 2 soll verhütet 
werden, daß Steuerausfälle entstehen, wenn 
die abgabenfrei gelieferten Waren von den 
Streitkräften weiterveräußert oder sonst 
ihrem Besitze entzogen werden. Da in die- 
sen Fällen aus den allgemeinen Vorschriften 
das Entstehen einer Steuerschuld nicht her- 
geleitet werden kann, müssen neue Tat- 
bestände aufgestellt werden, an die die 
Steuerschuld geknüpft wird. 

Der Tatbestand In Nr. 1 ist dem In § 45 
Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes nachgebildet. In 
Nr, 2 und 3 ist der Tatbestand des § 45 
Abs. 1 Nr. 2 des Zollgesetzes in einer 
den hier vorliegenden Rechtsverhältnissen 
angepaßten Weise umschrieben. Von einer 
„erstmaligen vorschriftswidrigen Verfügung 
über die Waren so, als wären sie im freien 
Verkehr'', kann Im vorliegenden Falle nicht 
gesprochen werden, weil die Waren auch In 
der Hand der Streitkräfte Freigut sind. 
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Abs. 3 ist in entsprechender Weise dem § 47 
des Zollgesetzes nachgebildet. 

Da weder auf die Streitkräfte noch auf den 
Erwerber die Vorschriften der Verbrauch- 
steuergesetze über Herstellungsbetriebe an- 
gewandt werden können, bleibt nur übrig, 
für die Bemessung der Steuerschuld und ihre 
Fälligkeit die verbrauchsteuerrechtlichen Vor- 
schriften anzuwenden, die für die Einfuhr 
verbrauchsteuerbarer Waren gelten. Dies 
wird durch Abs. 4 bestimmt. 

Zu § 17 

Die Besatzungsmächte führen die Versor- 
gung ihrer Dienststellen und Truppenteile 
mit Mineralöl zum Teil über eigene Bunker- 
läger und Tankstellen durch, zum Teil bedie- 
nen sie sich zu diesem Zwecke des Verteiler- 
netzes privater Mineralölfirmen. Die letzt- 
genannte Versorgungsart liegt insofern im 
deutsdien Interesse, als dadurch die Be- 
schlagnahme deutschen Tanklagerraums für 
Besatzungszwecke in weitem Umfange ver- 
mieden wird. Dabei hat sich die Abgabe des 
Mineralöls gegen Gutscheine als zweckmäßig 
erwiesen. 

Dieses Verfahren soll auch künftig beibehal- 
ten werden. Es ist seinem Wesen nach nur 
eine Variante des in § 15 behandelten Ver- 
fahrens. Wie dort kaufen dabei die Streit- 
kräfte Mineralöl des freien Verkehrs gegen 
Zahlung des Kaufpreises in der Währung 
ihres Heimatlandes und erhalten dafür Zoll- 
und Steuervergütung. Nur geschieht die Ab- 
nahme des Mineralöls nidit in einer Ge- 
samtmenge, die quasi zur Ausfuhr abgefer- 
tigt wird, sondern in einzelnen Teilmengen 
gegen Gutscheine. Die Vorlage der entwerte- 
ten Gutscheine ersetzt dann die sonst erfor- 
derliche Empfangsbescheinigung der Streit- 
kräfte über die gelieferte Gesamtmenge. 

IV. Erleichterte Zollbeförderung von Waren 
der Streitkräfte im Anschluß an die Ver- 
bringung ins Bundesgebiet oder in ein 
Zollanweisungsverfahren 

Zu § 18 

Nach § 34 Abs. 5 des Truppenvertrages 
unterliegen Sendungen der Streitkräfte, die 
mit anderen als mit ihren dienstlichen Trans- 
portmitteln befördert werden, grundsätzlidi 
der normalen deutschen Zollabfertigung. 
W'enn sie einer Dienststelle der Streitkräfte 
im Innern zugeleitet werden sollen, wären 


sie an sich im Zollanweisungsverfahren an 
die nächstgelegene deutsche Zollstelle im 
Innern anzuweisen, bei der dann die emp- 
fangsberechtigte Dienststelle der Streitkräfte 
die Überlassung des Zollgutes zu beantragen 
hätte. Dieses Verfahren ist jedoch bei Waren- 
sendungen für Dienststellen der Streitkräfte 
in der Regel zu umständlich, zumal Miß- 
bräuche durch ein mit den Streitkräften ver- 
einbartes neues Überwachungsverfahren im 
allgemeinen ausgeschlossen sein werden. In 
derartigen Fällen soll daher ein erleichtertes 
Verfahren für die Zollbeförderung zuge- 
lassen werden. Dabei soll die empfangs- 
berechtigte Dienststelle der Streitkräfte der 
Grenzzollstelle unmittelbar den ordnungs- 
mäßigen Empfang der Waren bestätigen. 
Derjenige, dem die Grenzzollstelle auf sei- 
nen Antrag die Waren zur Beförderung an 
die Streitkräfte überläßt, soll jedoch in glei- 
cher Weise haften wie ein Zollbegleitschein- 
nehmer. Für seine Haftung hat er auf Erfor- 
dern Sicherheit zu leisten. Die Zollbeförde- 
rung soll in diesem Falle auf Grund amt- 
licher Bescheinigungen der Streitkräfte über- 
wacht werden, die so ausgestellt sind, daß sie 
sowohl für die Zwecke der Streitkräfte als 
auch für die der deutschen Zollbehörden ge- 
eignet sind. 

Dieses Verfahren soll auch Anwendung fin- 
den, wenn Zollgut, nachdem es von einer 
Grenzzollstelle im Zollanweisungsverfahren 
abgefertigt worden ist, von der Zollstelle im 
Innern z. B. einem vertrauenswürdigen Trans- 
portunternehmer zur Weiterbeförderung an 
eine nahe gelegene und dem Zollamt be- 
kannte Empfangsdienststelle der Streitkräfte 
überlassen wird. 

V. Bestimmungen über den Streitkräften 
gleichgestellte Organisationen und Unter- 
nehmen sowie deren Angestellte 

Zu § 19 

In Art. 36 des Truppenvertrages ist be- 
stimmt, daß gewisse Organisationen und ihre 
Angestellten den Streitkräften oder ihren 
Mitgliedern ganz oder zum Teil gleichgestellt 
werden können. Für die Beziehungen der 
deutschen Bevölkerung und Wirtsdiaft zu 
diesen Organisationen und deren Angestell- 
ten sollen insoweit, als sie den Streitkräften 
oder ihren Mitgliedern gleichgestellt sind, 
die Regeln dieses Gesetzes gelten. 

Die In § 19 Abs. 2 vorgesehene Bekannt- 
machung hat nur deklaratorischen Charakter, 
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VL Sdilußvorsdiriften 
Zu § 20 

Die in Abs. 1 vorgesehene Ermächtigung auf 
dem Gebiete der Umsatzsteuer ist aus fol- 
genden Gründen erforderlich: 

Für Lieferungen der in Art. 33 Abs. 2 
Unterabs. a des Truppenvertrages genann- 
ten Art hat nach Unterabs. b der genann- 
ten Vertragsbestimmung der Lieferer auf 
Antrag Anspruch auf Vergütung der Um- 
satzsteuervorbelastung in Höhe der Ausfuhr- 
vergütung nach § 16 Abs. 2 UStG, wenn das 
Entgelt in der Währung der beteiligten 
Madat entrichtet wird. Die geltenden um- 
satzsteuerlichen Vergütungsvorschriften, auf 
die in der genannten Bestimmung des Trup- 
penvertrages verwiesen wird, knüpfen einer- 
seits an den Tatbestand der Ausfuhr an, ver- 
langen andererseits jedoch nicht eine Ver- 
einnahmung des Entgelts in Devisen. Sie be- 
dürfen deshalb einer Anpassung an die im 
Truppenvertrag begünstigten Tatbestände, 
bei denen in der Regel eine Ausfuhr nicht 
stattfinden wird, und wegen der Voraus- 
setzung, daß das Entgelt in der Währung 
der beteiligten Macht entrichtet wird. 

Die Bestimmungen in Abs. 2 sind im wesent- 
lichen dem durch Gesetz vom 23. Mai 
1952 neugefaßten § 109 des Zollgesetzes 
nachgebildet. Durch sie sollen dem Bundes- 
minister der Finanzen zur Durchführung 
dieses Gesetzes, das eine Lücke im Zollgesetz 
ausfüllen soll, die gleichen Ermächtigungen 


gegeben werden, die ihm durch den § 109 
des Zollgesetzes für das sonstige Gebiet des 
Zollrechts erteilt worden sind. Nicht enthal- 
ten sind in § 109 des Zollgesetzes die Er- 
mächtigungen in Abs. 1 Nr. 3 b und 4. Die 
Ermächtigung in Nr. 3 b ist erforderlich im 
Hinblick auf die besondere Bedeutung, die 
der abgabenbegünstigten Lieferung von Wa- 
ren an die Streitkräfte und im Falle des § 13 
an ihre Mitglieder im Inlande zukommt. Die 
Ermächtigung in Nr. 4 ist notwendig, weil 
bei den Streitkräften und ihren Mitgliedern 
die Überlassung von Zollgut und von ver- 
steuertem Freigut zum großen Teil an die 
Stelle der sonst im Zoll- und Verbrauch- 
steuerrecht üblichen förmlichen Zoll- und 
Steuerverfahren tritt und ggf. eine nähere 
Ausgestaltung erforderlich werden kann. 

Zu § 21 

Das Gesetz muß zur gleichen Zeit wie die 
Verträge, zu deren Ausführung es bestimmt 
ist, in Kraft treten, um die Lücken zu schlie- 
ßen, die in zollrechtlicher Hinsicht durch die 
Beendigung des Besatzungsregimes auftreten. 

Da die Vertragsbestimmungen, zu deren 
Ausführung das Gesetz bestimmt ist, nicht 
im Land Berlin gelten, muß im Hinblick auf 
§ 12 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung 
des Landes Berlin im Finanzsystem des Bun- 
des (Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Ja- 
nuar 1952 (BGBl. I S. 1) die Geltung des Ge- 
setzes im Land Berlin ausdrücklich ausge- 
schlossen werden. 
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